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Entscheidungsdatum

26.09.2014
Norm

BFA-VG §22a

BFA-VG 822a Abs3

B-VG Art.133 Abs4

Dublin 11I-VO Art.28
PersFrSchG 1988 Art.6 Abs1
VWGVG 8§35

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. BFA-VG 8 223 heute

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

N

. VWGVG § 35 heute
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2. VWGVG § 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Dajani als Einzelrichter Uber die Beschwerde des XXXXStA.
Tunesien alias Algerien, vertreten durch die ARGE Rechtsberatung - Diakonie Fltichtlingsdienst gem. GmbH, gegen den
Schubhaftbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, Erstaufnahmestelle Ost, vom 19.9.2014, ZI. IFA
1014437310, Verf.ZI. 14984884, sowie die Anhaltung in Schubhaft zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird gemal3 § 22a BFA-VG iVm. Art. 28 VO (EU) Nr. 604/2013 (Dublin 11I-VO) stattgegeben und der
Schubhaftbescheid sowie die Anhaltung in Schubhaft von 19.9.2014 bis 26.9.2014 fur rechtswidrig erklart.Der
Beschwerde wird gemaR Paragraph 22 a, BFA-VG in Verbindung mit Artikel 28, VO (EU) Nr. 604 aus 2013, (Dublin 111-VO)
stattgegeben und der Schubhaftbescheid sowie die Anhaltung in Schubhaft von 19.9.2014 bis 26.9.2014 fur
rechtswidrig erklart.

Gemal} § 22a Abs. 3 BFA-VG iVm. Art. 28 VO (EU) Nr. 604/2013 (Dublin 11I-VO) wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der
Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft maligeblichen Voraussetzungen vorliegen.GemaR3 Paragraph 22 a,
Absatz 3, BFA-VG in Verbindung mit Artikel 28, VO (EU) Nr. 604 aus 2013, (Dublin Ill-VO) wird festgestellt, dass zum

Zeitpunkt der Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maf3geblichen Voraussetzungen vorliegen.

Die Antrage der Partei auf Kostenersatz werden gemdaR§ 35 VwGVG abgewiesen.Die Antrage der Partei auf
Kostenersatz werden gemalR Paragraph 35, VwGVG abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 B-VG zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdeflhrer stellte am 5.4.2014 einen Antrag auf internationalen Schutz, welcher mit Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) mit Bescheid vom 11.6.2014 , ohne in die Sache eingetreten zu sein,
gem.§ 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurtickgewiesen wurde. Fur die Prifung des Antrages auf internationalen
Schutz sei gem. Art 16.1.c iVm 20.1.c. die Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates Bulgarien zustandig. Gem. § 61 Abs.
1 Fremdenpolizeigesetz, BGBI. Nr. 100/2005 (FPG) idgF, wurde die AuBerlandesbringung angeordnet. Demzufolge sei
gem.8 61 Abs. 2 FPG die Abschiebung nach Bulgarien zuldssig. ( GZ IFA 1014437310, Verf.ZI. 14516295). Der
Beschwerdefihrer stellte am 5.4.2014 einen Antrag auf internationalen Schutz, welcher mit Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) mit Bescheid vom 11.6.2014 , ohne in die Sache eingetreten zu sein,
gem. Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig zuriickgewiesen wurde. Fir die Prafung des Antrages auf
internationalen Schutz sei gem. Artikel 16 Punkt eins Punkt ¢, in Verbindung mit 20.1.c. die Verordnung (EG) Nr. 343
aus 2003, des Rates Bulgarien zustandig. Gem. Paragraph 61, Absatz eins, Fremdenpolizeigesetz, Bundesgesetzblatt
Nr. 100 aus 2005, (FPG) idgF, wurde die AuRerlandesbringung angeordnet. Demzufolge sei gem. Paragraph 61, Absatz
2, FPG die Abschiebung nach Bulgarien zulassig. ( GZ IFA 1014437310, Verf.Zl. 14516295)

Aus dem Erkenntnis geht hervor, daR Bulgarien mit Schreiben vom 4.6.2014 seine Zustandigkeit bestatigte.(Osterreich

erklarte in der Folge die Fristverlangerung auf 18 Monate , da der Beschwerdeflhrer untertauchte.)

Dieser Bescheid wurde am 13.6.2014 durch Hinterlegung im Akt zugestellt und in der Folge (ohne

Beschwerdeeinreichung) rechtskraftig.

Laut im Akt einliegender ZMR-Abfrage, liegen zum Beschwerde keine Meldedaten vor. Laut GVS-Auszug wurde der

Beschwerdefihrer per 29.4.2014 wegen Ortsabwesenheit aus der Grundversorgung abgemeldet.
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Am 17.9.2014 wurde der Beschwerdefihrer infolge einer Personenkontrolle in 1020 Wien angehalten und nach
Feststellung eines Festnahmeauftrages um 15.30 festgenommen.

Am 18.9.2014 wurde der Beschwerdefuhrer niederschriftlich einvernommen. Die wesentlichen Ausziige aus dem
Protokoll lauten:

"Allgemeine Belehrung

V: Ihnen werden die Anwesenden vorgestellt und der Zweck und Ablauf der Einvernahme erlautert. Sie werden davon
in Kenntnis gesetzt, dass gegen Sie nunmehr ein Verfahren zur Erlassung einer Sicherungsmafinahme gefuhrt wird.

Zur Prifung dieses Sachverhaltes sind Sie, auch in lhrem Interesse einer méglichsten Vermeidung von Eingriffen in Ihre
Rechte, zur mitwirkenden Klarung des Sachverhaltes verpflichtet und haben die Mdglichkeit das Parteiengehor

wahrzunehmen.

LA: Sie sind seit 29.04.2014 von der Betreuungsstelle Traiskirchen abgemeldet. Sie haben der Behorde weder lhren
Aufenthaltsort noch eine Meldeadresse bekannt gegeben.

LA: Sie wurden am 29.04.2014 von der Betreuungsstelle Traiskirchen abgemeldet? Wo waren Sie bis zu lhrer
Festnahme aufhaltig?

VP: Ich habe zunachst in XXXX gewohnt. Ich habe dann eine Freundin namens XXXX, naheres unbekannt kennen
gelernt. Ich habe dann bei ihr gewohnt. Sie wohnt in XXXX, naheres weil} ich nicht. Ich werde einen Rechtsanwalt
nehmen. Ich habe Osterreich seit der Einreise nicht wieder verlassen und bin die ganze Zeit in Osterreich.VP: Ich habe
zunachst in rémisch 40 gewohnt. Ich habe dann eine Freundin namens rémisch 40 , naheres unbekannt kennen
gelernt. Ich habe dann bei ihr gewohnt. Sie wohnt in rémisch 40, ndheres weil3 ich nicht. Ich werde einen Rechtsanwalt

nehmen. Ich habe Osterreich seit der Einreise nicht wieder verlassen und bin die ganze Zeit in Osterreich.

Ich méchte nun angeben, dass ich neuerlich um Asyl ansuchen méchte.

Am 19.9.2014 wurde der Beschwerdefiihrer abermals niederschriftlich einvernommen. Die wesentlichen Auszige aus
dem Protokoll lauten:

"V: Ihnen werden die Anwesenden vorgestellt und der Zweck und Ablauf der Einvernahme erldutert. Sie werden davon
in Kenntnis gesetzt, dass gegen Sie nunmehr ein Verfahren zur Erlassung einer Sicherungsmalinahme gefuhrt wird.

Zur Prufung dieses Sachverhaltes sind Sie, auch in lhrem Interesse einer méglichsten Vermeidung von Eingriffen in Ihre
Rechte, zur mitwirkenden Klarung des Sachverhaltes verpflichtet und haben die Mdglichkeit das Parteiengehor

wahrzunehmen.

LA: Sie haben am 05.04.2014 in Osterreich einen Asylantrag gestellt. Dieser Antrag wurde gemaR§ 5 AsylG
zurlickgewiesen und Sie nach Bulgarien ausgewiesen. Sie brachten gegen diese Entscheidung keine Beschwerde ein,
der Bescheid erwuchs mit 21.06.2014 in Rechtskraft. In der Folge sind Sie untergetaucht und waren in Osterreich nicht
gemeldet. Sie haben sich der Abschiebung entzogen. .LA: Sie haben am 05.04.2014 in Osterreich einen Asylantrag
gestellt. Dieser Antrag wurde gemal} Paragraph 5, AsylG zuriickgewiesen und Sie nach Bulgarien ausgewiesen. Sie
brachten gegen diese Entscheidung keine Beschwerde ein, der Bescheid erwuchs mit 21.06.2014 in Rechtskraft. In der

Folge sind Sie untergetaucht und waren in Osterreich nicht gemeldet. Sie haben sich der Abschiebung entzogen. .

Am 17.09.2014 wurden Sie aufgrund eines Festnahmeauftrages festgenommen und in das Polizeianhaltezentrum

Hernalser eingeliefert. In der Folge stellen Sie neuerlich einen Asylantrag.

Verfahrensanordnung: Ihnen wird mitgeteilt dass aufgrund des Festnahmeauftrages kostenlos ein Rechtsberater durch
das Bundesamt zur Seite gestellt wird. Zu diesem Zweck hat das Bundesamt die ARGE-Rechtsberatung .bestellt. Es
steht |hnen frei sich mit diesem zwecks Verfahrenshilfe ins Einvernahmen zu setzen. Ein Exemplar der

Verfahrensanordnung wurde lhnen ausgefolgt.
V: Der Rechtsberater ist in Kenntnis vom .heutigem Einvernahmetermin. Er wohnt der Einvernahme nicht bei.

Zu Beginn der Einvernahme einige allgemeine Fragen:
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Ich bin im April 2014 Gber Bulgarien und Italien nach Osterreich gekommen. Der Zweck meiner Einreise war, dass ich in
Osterreich leben will,

Bei meiner Einreise war ich im Besitz von: 500,00 Euro
Derzeit besitze ich zirka 200,00 Euro .

Wahrend meines Aufenthaltes im Bundesgebiet habe ich zunachst in der Betreuungsstelle Traiskirchen. Diese haben
Sie unerlaubt verlassen und lebte zundchst in XXXX. Ich habe dann meine Freundin XXXX kennengelernt und bin bei ihr
eingezogen. Ich habe unangemeldet bei meiner Freundin Unterkunft genommen.Wahrend meines Aufenthaltes im
Bundesgebiet habe ich zunachst in der Betreuungsstelle Traiskirchen. Diese haben Sie unerlaubt verlassen und lebte
zunachst in rémisch 40 . Ich habe dann meine Freundin rémisch 40 kennengelernt und bin bei ihr eingezogen. Ich
habe unangemeldet bei meiner Freundin Unterkunft genommen.

Meine Effekten befinden sich teilweise bei meiner Freundin und teilweise bei einem Freund. der Betreuungsstelle
Traiskirchen. Ich benétige keine Ausfuhrung.

Ich bin ledig und kinderlos. Ich habe keinen ordentlichen Wohnsitz in Osterreich. Meine Familie lebt in Tunesien.

Ich habe seit Juni eine Freundin in Osterreich. Sie ist 8sterreichische Staatsbiirgerin und méchte sie heiraten. Ich kenne
nur lhren Vornamen. Ich kenne weder lhren Familiennamen noch ihre genaue Adresse. Meine Freundin ist 20 Jahre alt
, das genaue Geburtsdatum weil3 ich nicht.

Meine derzeitige Beschaftigung: Keine, manchmal arbeite ich schwarz.
Ich habe 6 Jahre Grundschule und 1 Jahr Mittelschule. Ich habe den Beruf eines Malers erlernt.

LA:lhnen wird zur Kenntnis gebracht, dass Sie in Vollstreckung einer Anordnung zur Aul3erlandesbringung nach
Bulgarien abgeschoben werden sollen.

Es ist daher zur Sicherung dieser Malinahmen beabsichtigt, gegen Sie die Schubhaft zu verhangen,

da gegen Sie eine zurlickweisende Entscheidung gemal? §§ 4a oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung
zur AulRerlandesbringung bzw. eine durchsetzbare Ausweisung erlassen wurdeda gegen Sie eine zurlckweisende
Entscheidung gemall Paragraphen 4 a, oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur
AuBerlandesbringung bzw. eine durchsetzbare Ausweisung erlassen wurde

VP: Ich mochte nicht nach Bulgarien.

LA: Es konnte nicht erkannt werden, dass besondere Umstande in der Schubhaft entgegenstehen. Sie haben sich dem
Verfahren mehrmals entzogen. Sie haben die Betreuungsstelle Traiskirchen unerlaubt verlassen und haben auch einer
Ladung zwecks Altersfeststellung unentschuldigt keine Folge geleistet. Es ist auch kein Grund zur Annahme gegeben,
dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht werden kann.

VP: Nehmen Sie dazu Stellung?

LA: Ich werde auf keinen Fall nach Bulgarien zurlickkehren.

Der Schubbescheid wird Ihnen persénlich im Anschluss an diese Niederschrift zugestellt.

LA: Sie finden darin auch den Spruch und die Rechtsmittelbelehrung in Ihrer Sprache. Haben Sie noch Fragen?

VP: Nein , ich gebe an, dass ich das Land binnen 48 Stunden freiwillig verlassen werde, aber nicht nach Bulgarien
zuruckkehren."

2. Mit dem oben im Spruch angefihrten Mandatsbescheid des BFA, RD Wien, vom BF (unter Verweigerung der
Unterschrift) personlich Gbernommen am 19.9.2014 , wurde Gber den BF gemaR Art 28 der Verordnung (EU) 604/2013
in Verbindung mit 8 76 Abs. 1 Z 1FPG iVm. 8 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft zum Zweck der Sicherung des Verfahrens zur
Erlassung einer Anordnung zur AuRBerlandesbringung und zur Sicherung der Abschiebung angeordnet.2. Mit dem oben
im Spruch angefihrten Mandatsbescheid des BFA, RD Wien, vom BF (unter Verweigerung der Unterschrift) persénlich
Ubernommen am 19.9.2014 , wurde Uber den BF gemal3 Artikel 28, der Verordnung (EU) 604 aus 2013, in Verbindung
mit Paragraph 76, Absatz eins, Ziffer eins F, P, G, in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, AVG die Schubhaft zum
Zweck der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Anordnung zur Auf3erlandesbringung und zur Sicherung der
Abschiebung angeordnet.
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Begriindet wurde dies damit, dal3 der Beschwerdefiihrer,nicht 6sterreichischer Staatsburger sei, volljahrig, ledig und
gesund wadre. Der Beschwerdeflihrer ware unter verschiedenen Identitaten in Erscheinung getreten, gehe keiner
Erwerbstatigkeit nach und sei in Osterreich in die Anonymitit abgetaucht und habe sich dem Verfahren entzogen.
Einer Ladung zur Altersfeststellung habe sich der Beschwerdefihrer entzogen.

Die Schubhaft wirde eine "ultima-ratio-Malinahme" darstellen. Hinsichtlich mdoglicher gelinderer Mittel wurde
begrindet, dal3 eine finanzielle Sicherheitsleistung aufgrund der finanziellen Situation des Beschwerdefihrers nicht in
Betracht kdme. Aber auch die Unterkunftnahme in best. Raumlichkeiten oder Meldeverpflichtungen kommen nicht in

Betracht, da aufgrund des bisherigen Verhaltens eine betrachtliche Gefahr des Untertauchens vorliegen wirde.

3. Mit dem am 23.9.2014 beim BFA, als auch beim Bundesverwaltungsgericht eingelangten Schriftsatz des
bevollmachtigten Vertreters des BF wurde gegen den im Spruch angefliihrten Schubhaftbescheid Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht erhoben. Darin wurde beantragt, die Verhangung der Schubhaft und die andauernde
Anhaltung in Schubhaft fur rechtswidrig zu erkldren;; Kostenersatz im Umfang der anzuwendenden

Pauschalersatzverordnung (Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand) und der Eingabegeblhr zuzuerkennen;

Die Beschwerde wurde im Wesentlichen zusammengefasst damit begrindet, die Schubhaft in rechtswidriger Weise
angeordnet worden sei, zumal die belangte Behérde die Haftprifung nach Art. 28 der Dublin I1I-VO vorzunehmen
gehabt hatte, keinesfalls jedoch nach der Rechtsgrundlage des8 76 Abs 1 FPG Eine Prufung der vorliegenden
Fluchtgefahr ware nicht auf Grundlage der Dublin -VO erfolgt. Weiters sei der Begriff der Fluchtgefahr gem. Dublin-VO
in der osterreichischen Rechtsordnung nicht hinreichend determiniert. Ein gelinderes Mittel sei von der belangten
Behorde unrichtigerweise nicht angewendet worden. Weiters wurde in Frage gestellt, ob bei Verhangung der
Schubhaft gem.8 76 Abs 1 FPG das BFA die sachlich in Betracht kommende Behdrde sei. Ebenso wurde die
Entscheidungskompetenz des Verwaltungsgericht in Frage gestellt, da die Norm des8 22a BFA-VG nicht den
Anforderungen des Legalitatsprinzipes im Sinne des Art 18 B-VG genugen wirde.Die Beschwerde wurde im
Wesentlichen zusammengefasst damit begrindet, die Schubhaft in rechtswidriger Weise angeordnet worden sei,
zumal die belangte Behodrde die Haftprifung nach Artikel 28, der Dublin 11I-VO vorzunehmen gehabt hatte, keinesfalls
jedoch nach der Rechtsgrundlage des Paragraph 76, Absatz eins, FPG. Eine Prufung der vorliegenden Fluchtgefahr
ware nicht auf Grundlage der Dublin -VO erfolgt. Weiters sei der Begriff der Fluchtgefahr gem. Dublin-VO in der
Osterreichischen Rechtsordnung nicht hinreichend determiniert. Ein gelinderes Mittel sei von der belangten Behérde
unrichtigerweise nicht angewendet worden. Weiters wurde in Frage gestellt, ob bei Verhdngung der Schubhaft gem.
Paragraph 76, Absatz eins, FPG das BFA die sachlich in Betracht kommende Behdrde sei. Ebenso wurde die
Entscheidungskompetenz des Verwaltungsgericht in Frage gestellt, da die Norm des Paragraph 22 a, BFA-VG nicht den
Anforderungen des Legalitatsprinzipes im Sinne des Artikel 18, B-VG genligen wiirde.

4. Eine Stellungnahme zur Schubhaftbeschwerde seitens des BFA erfolgte bis dato nicht Aus den vorgelegten
Verwaltungsakten |3Rt sich jedoch entnehmen, daR die Uberstellung fiir 30.9.2014 vorgesehen ist. Ein Laissez-Passer
wurde mit 22.9.2014 ausgestellt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der BF ist Staatsangehdriger Tuniesiens und besitzt nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft. Der BF ist somit
Fremder im Sinne des § 2 Abs. 4 Z 1 FPG.Der BF ist Staatsangehoriger Tuniesiens und besitzt nicht die dsterreichische
StaatsbUlrgerschaft. Der BF ist somit Fremder im Sinne des Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer eins, FPG.

Der BeschwerdefUhrer stellte am 5.4.2014 einen Antrag auf internationalen Schutz, welcher mit Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) mit Bescheid vom 11.6.2014 , ohne in die Sache eingetreten zu sein,
gem.§ 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurlickgewiesen wurde. Fir die Prifung des Antrages auf internationalen
Schutz sei gem. Art 16.1.c iVm 20.1.c. die Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates Bulgarien zustéandig. Gem. § 61 Abs.
1 Fremdenpolizeigesetz, BGBI. Nr. 100/2005 (FPG) idgF, wurde die AuBerlandesbringung angeordnet. Demzufolge sei
gem.§ 61 Abs. 2 FPG die Abschiebung nach Bulgarien zuldssig. ( GZ IFA 1014437310, Verf.ZI. 14516295). Dieser
Bescheid wurde mit 13.6.2013 mittels Hinterlegung im Akt zugestellt und in der Folge mangels Anfechtung
rechtskraftig. Am 18.9.2014 stellte der Beschwerdefuhrer einen Folgeantrag, der jedoch gem. § 12 a Abs 1 AsylG 2005
kein faktischer Abschiebeschutz zur Folge hat.Der Beschwerdefiihrer stellte am 5.4.2014 einen Antrag auf
internationalen Schutz, welcher mit Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl (BFA) mit Bescheid vom


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/76
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/76
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/61

11.6.2014 , ohne in die Sache eingetreten zu sein, gem. Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig
zurlickgewiesen wurde. Fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz sei gem. Artikel 16 Punkt eins Punkt c,
in Verbindung mit 20.1.c. die Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates Bulgarien zustandig. Gem. Paragraph 61,
Absatz eins, Fremdenpolizeigesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 100 aus 2005, (FPG) idgF, wurde die AuBerlandesbringung
angeordnet. Demzufolge sei gem. Paragraph 61, Absatz 2, FPG die Abschiebung nach Bulgarien zulassig. ( GZ IFA
1014437310, Verf.Zl. 14516295). Dieser Bescheid wurde mit 13.6.2013 mittels Hinterlegung im Akt zugestellt und in der
Folge mangels Anfechtung rechtskraftig. Am 18.9.2014 stellte der Beschwerdeflihrer einen Folgeantrag, der jedoch
gem. Paragraph 12, a Absatz eins, AsylG 2005 kein faktischer Abschiebeschutz zur Folge hat.

Mit Stellung seines (zweiten) Asylantrages in Osterreich (ein rechtskraftiger AbschluR geht aus dem Akt nicht hervor) ist
der Beschwerdefiihrer Asylwerber im Sinne des § 2 Abs 1 Ziffer 14 AsylG.Mit Stellung seines (zweiten) Asylantrages in
Osterreich (ein rechtskréftiger AbschluR geht aus dem Akt nicht hervor) ist der Beschwerdefiihrer Asylwerber im Sinne
des Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 14 AsylG.

Der BF verfiigt in Osterreich Uber keinerlei private, familidre oder sonstige soziale Ankniipfungspunkte, tber keine
regelmafige Unterkunft und Uber keine hinreichenden finanziellen Mittel zur Sicherung seines Lebensunterhaltes. Der
Beschwerdefihrer versuchte in der Vergangenheit seinen Aufenthalt zu verschleiern. Der Beschwerdefuhrer verliel3
am 29.4.2014 die Betreuungsstelle und hielt sich seither an unbekannten Ort anonym auf und entzog sich seither dem
Verfahren.

Soweit in der gegenstandlichen Rechtssache Feststellungen zur Identitdt und zur Staatsangehorigkeit des BF getroffen
wurden, beruhen diese auf den vom BFA im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen, denen in der
gegenstandlichen Beschwerde nicht entgegengetreten wurde. Diese Feststellungen gelten ausschlieflich fir die
Identifizierung der Person des BF im gegenstandlichen Verfahren. Der Beschwerdefuhrer trat in mehreren Staaten mit
unterschiedlichen Identitaten auf.

Hinsichtlich seines Gesundheitszustandes ist anzumerken, dal dieser an keiner psychischen oder physischen
Krankheit leidet, nicht selbstmordgefahrdet ist, haftfahig ist und es keinerlei Anhaltspunkte aus medizinischer Sicht
gibt, die gegen die geplante Uberstellung nach Bulgarien am 30.9.2014 sprechen.

2. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.Der oben unter Punkt rémisch eins. angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Zum Sachverhalt:

Der oben unter Punkt Il.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefihrten Ermittlungsverfahrens.Der oben unter Punkt romisch zwei.1.
festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der vorliegenden Akten
durchgefihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellung, dass gegen den Beschwerdefuhrer eine rechtskraftige Anordnung zur AufRerlandesbringung besteht
stltzen sich ebenso auf den Akteninhalt, wie das Vorliegen eines Folgeantrages, aus dem jedoch kein faktischer
Abschiebeschutz resultiert Da dieses Verfahren aber zum gegenwartigen Zeitpunkt der gegenstandlichen Beschwerde
nicht rechtskraftig abgeschlossen ist, ist der Beschwerdeflhrer Asylwerber iSd 8 2/1/14 AsylG 2005.Die Feststellung,
dass gegen den Beschwerdeflhrer eine rechtskraftige Anordnung zur Aul3erlandesbringung besteht stltzen sich
ebenso auf den Akteninhalt, wie das Vorliegen eines Folgeantrages, aus dem jedoch kein faktischer Abschiebeschutz
resultiert Da dieses Verfahren aber zum gegenwartigen Zeitpunkt der gegenstandlichen Beschwerde nicht rechtskraftig

abgeschlossen ist, ist der Beschwerdefuhrer Asylwerber iSd Paragraph 2/, eins /, 14, AsylG 2005.

Die Feststellungen zu den persénlichen Lebensumsténden des BF in Osterreich (fehlende Verankerung, Fehlen einer

steten Unterkunft, Mittellosigkeit) beruhen auf den Angaben des BF vor der belangten Behdérde und den



entsprechenden Feststellungen im angefochtenen Bescheid. Der BF ist diesen Feststellungen in der Beschwerde auch
nicht substantiiert entgegengetreten. Hinsichtlich des angefihrten Beziehungsverhaltnisses zu seiner Freundin ist
anzumerken, daf3 diesbeztiglich von einem héchst unglaubwurdigen Vorbringen auszugehen ist. Immerhin gibt er an
diese heiraten zu wollen, weil3 aber weder ihren Nachnamen, ihr Geburtsdatum oder ihre genaue Adresse, obwohl er
angeblich bei ihr gelebt hatte. SinngemaR gleiches gilt auch fir seine Gbrigen Bekanntschaften in Osterreich. Die
mangelnde Kooperationsbereitschaft wird nicht nur durch das "Untertauchen", sondern auch durch seine eigene
Aussage untermauert "auf keinen Fall" nach Bulgarien zurtickzukehren.

Zu den Feststellungen hinsichtlich seines Gesundheitszustandes wird auf den Verwaltungsakt sowie auf den im Akt
einliegenden Schriftverkehr mit dem arztlichen Dienst des Polizeianhaltezentrums hingewiesen. Laut "Befund und
Gutachten" vom 25.9.2014 war der Beschwerdeflhrer taglich beim Amtsarzt und 4 mal bei "Dialog" vorstellig. Die in
den Feststellungen wiedergegebene medizinische Beurteilung fullt somit auf einer kontinuierlichen arztlichen
Uberwachung seit Haftantritt. Durch ein Telefonat vom heutigen Tag konnte sichergestellt werden, daR auch heute
keine Veranderung eingetreten ist (vgl. handschriftlicher AV am im Akt einliegenden Email des polizeidrztlichen
Dienstes).Zu den Feststellungen hinsichtlich seines Gesundheitszustandes wird auf den Verwaltungsakt sowie auf den
im Akt einliegenden Schriftverkehr mit dem arztlichen Dienst des Polizeianhaltezentrums hingewiesen. Laut "Befund
und Gutachten" vom 25.9.2014 war der BeschwerdefUhrer taglich beim Amtsarzt und 4 mal bei "Dialog" vorstellig. Die
in den Feststellungen wiedergegebene medizinische Beurteilung fuRt somit auf einer kontinuierlichen &arztlichen
Uberwachung seit Haftantritt. Durch ein Telefonat vom heutigen Tag konnte sichergestellt werden, daR auch heute
keine Verdnderung eingetreten ist vergleiche handschriftlicher AV am im Akt einliegenden Email des polizeiarztlichen
Dienstes).

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

3.1.1. GemaR § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, und §8 7 Abs. 1 Z 1 des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFA-VG), BGBI. | Nr. 87/2012 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA und gemal § 7 Abs. 1 Z 3 Uber Beschwerden gegen Malinahmen
unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemall dem 1. Hauptstiick des 2. Teiles des BFA-VG und gemafl dem 7. und
8. Hauptstlck des FPG.3.1.1. GemaR Paragraph 9, Absatz 2, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, und Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer eins, des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA und gemaR Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 3, Uber Beschwerden gegen
MalRnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemaR dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles des BFA-VG und gemaR
dem 7. und 8. Hauptstulick des FPG.

Der mit "Zustandigkeiten" betitelte § 3 Abs. 1 Z 3 des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G),BGBI. | Nr. 68/2013, bestimmt,
dass dem BFA die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstlickes des FPG obliegt.Der mit "Zustandigkeiten" betitelte
Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 68 aus 2013,,
bestimmt, dass dem BFA die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstlickes des FPG obliegt.

Das 8. Hauptstiick des FPG regelt unter anderem in seinem 8. Abschnitt (88 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere
Mittel. Die Regelung Uber die Schubhaft nach§ 76 Abs. 1 FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstlckes und somit
unzweifelhaft von der behdrdlichen Zustandigkeit des BFA nach § 3 Abs. 1 Z 3 BFA-G umfasst.Das 8. Hauptstick des
FPG regelt unter anderem in seinem 8. Abschnitt (Paragraphen 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere Mittel. Die
Regelung Uber die Schubhaft nach Paragraph 76, Absatz eins, FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstiickes und somit
unzweifelhaft von der behordlichen Zustandigkeit des BFA nach Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-G umfasst.

Weiters bestimmt auch § 6 Abs. 1a FPG, dass Behorde im Inland nach dem 7., 8. und 11. Hauptstlick das Bundesamt
mit bundesweiter Zustandigkeit ist.Weiters bestimmt auch Paragraph 6, Absatz eins a, FPG, dass Behdrde im Inland
nach dem 7., 8. und 11. Hauptstlick das Bundesamt mit bundesweiter Zustandigkeit ist.

Da sich die gegenstandliche - zuldssige - Beschwerde gegen einen Schubhaftbescheid des BFA bzw. gegen eine dem
BFA zurechenbare Auslibung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt in Form der
Anhaltung in Schubhaft (vgl. VfSlg. 10.982/1986) richtet, ist das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls fur die
Entscheidung zustandig.Da sich die gegenstandliche - zuldssige - Beschwerde gegen einen Schubhaftbescheid des BFA
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bzw. gegen eine dem BFA zurechenbare Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt
in Form der Anhaltung in Schubhaft vergleiche VfSlg. 10.982 aus 1986,) richtet, ist das Bundesverwaltungsgericht
jedenfalls fur die Entscheidung zustandig.

3.1.2. Gemall § 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist3.1.2. Gemall Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern

nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschéftsverteilung des

Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemal3 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 33 aus 2013, idgF, geregelt. GemaR
Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO),
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben findet, hat es
gemall § 27 VWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Auslbung unmittelbar verwaltungsbehdrdliche
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung aufgrund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4 VWGVG)
oder aufgrund der Erklarung tGber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3 VWGVG) zu Uberprifen. GemaR § 9 Abs. 1
VWGVG hat die Beschwerde unter anderem die Grinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt, sowie
das Begehren zu enthalten.Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, hat es gemall Paragraph 27, VwWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung
unmittelbar verwaltungsbehdérdliche Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung aufgrund der
Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4 VwGVG) oder aufgrund der Erkldrung Gber den Umfang der
Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3, VWGVG) zu Uberprifen. Gemald Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat die
Beschwerde unter anderem die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt, sowie das Begehren
zu enthalten.

In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,BGBI. | Nr.
51/2012, wurde zu§ 27 VwGVG ausgefuhrt:in den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, wurde zu Paragraph 27,
VWGVG ausgefihrt:

"Der vorgeschlagene § 27 legt den Prifungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die Kognitionsbefugnis
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einer Berufungsbehorde (vgl. § 66 Abs. 4 AVG) soll die Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt
der Beschwerde beschrankt sein.""Der vorgeschlagene Paragraph 27, legt den Prifungsumfang des
Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehorde vergleiche Paragraph 66, Absatz
4, AVG) soll die Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein."

Zu Spruchteil A):

3.2. Zu Spruchpunkt I. (Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides und der Anhaltung)3.2. Zu Spruchpunkt rémisch
eins. (Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides und der Anhaltung):

3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte 8 76 FPG idgF lautet:3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte Paragraph 76, FPG idgF
lautet:

"8 76. (1) Fremde konnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern dies notwendig ist, um das
Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung, einer Anordnung zur AuBBerlandesbringung, einer Ausweisung
oder eines Aufenthaltsverbotes bis zum Eintritt ihrer Durchsetzbarkeit oder um die Abschiebung zu sichern. Uber
Fremde, die sich rechtmallig im Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft verhdngt werden, wenn auf Grund
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirden sich dem Verfahren entziehen.

(1a) Unmindige Minderjahrige durfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Das Bundesamt kann Uber einen Asylwerber oder einen Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, Schubhaft zum Zwecke der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Riuckkehrentscheidung, zur
Erlassung einer Anordnung zur AulRerlandesbringung oder zur Sicherung der Abschiebung anordnen, wenn

gegen ihn eine durchsetzbare - wenn auch nicht rechtskraftige - Ruckkehrentscheidung erlassen wurde;

gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme gemal8 27 AsylG 2005 eingeleitet
wurde;gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme gemal3 Paragraph 27, AsylG
2005 eingeleitet wurde;

gegen ihn vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare Ruckkehrentscheidung, eine
durchsetzbare Anordnung zur Aulerlandesbringung, durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares
Aufenthaltsverbot erlassen worden ist oder

auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mangels Zustandigkeit Osterreichs zur

Prufung zurlckgewiesen werden wird.
(2a) Das Bundesamt hat Uber einen Asylwerber Schubhaft anzuordnen, wenn

gegen ihn eine zurtickweisende Entscheidung gemaR 88 4a oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur
AuBerlandesbringung oder eine durchsetzbare Ausweisung erlassen wurde oder ihm gemaR & 12a Abs. 1 AsylG 2005
ein faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt;gegen ihn eine zurtckweisende Entscheidung gemaR Paragraphen 4 a,
oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur AuRerlandesbringung oder eine durchsetzbare Ausweisung
erlassen wurde oder ihm gemaR Paragraph 12 a, Absatz eins, AsylG 2005 ein faktischer Abschiebeschutz nicht
zukommt;

eine Mitteilung gemal § 29 Abs. 3 Z 4 bis 6 AsylG 2005 erfolgt ist und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung gemanR
§ 12 Abs. 2 AsylG 2005 verletzt hat;eine Mitteilung gemaR Paragraph 29, Absatz 3, Ziffer 4 bis 6 AsylG 2005 erfolgt ist
und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung gemaR Paragraph 12, Absatz 2, AsylG 2005 verletzt hat;

der Asylwerber die Meldeverpflichtung gemaR§ 15a AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hat;der Asylwerber die
Meldeverpflichtung gemaR Paragraph 15 a, AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hat;

der Asylwerber, gegen den gemdal38 27 AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemaR § 13 Abs. 2 BFA-VG nicht nachgekommen ist;der
Asylwerber, gegen den gemaR Paragraph 27, AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemalR Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG nicht
nachgekommen ist;

der Asylwerber einen Folgeantrag (8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemaR§
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12a Abs. 2 AsylG 2005 aufgehoben wurde, oderder Asylwerber einen Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23,
AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemal3 Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG 2005 aufgehoben
wurde, oder

sich der Asylwerber gemaR § 24 Abs. 4 AsylG 2005 ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit
eine der Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 4 vorliegt,sich der Asylwerber gemal’ Paragraph 24, Absatz 4, AsylG 2005
ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit eine der Voraussetzungen des Absatz 2, Ziffer eins bis
4 vorliegt,

und die Schubhaft fur die Sicherung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme oder zur
Sicherung der Abschiebung notwendig ist, es sei denn, dass besondere Umstande in der Person des Asylwerbers der
Schubhaft entgegenstehen.

(3) Die Schubhaft ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR8 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde
befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR kurzfristig in Haft. Nicht
vollstreckte Schubhaftbescheide gemal3 § 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(3) Die Schubhaft
ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaf Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befdnde sich
bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte
Schubhaftbescheide gemal Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.

(4) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)(4) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)

(5) Wird eine Ruckkehrentscheidung, eine Anordnung zur AuRerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein
Aufenthaltsverbot durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur
Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 oder 2a vor, gilt die Schubhaft als nach Abs. 2 oder
2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen fur die Anordnung der Schubhaft gemaR Abs. 2 oder 2a ist mit
Aktenvermerk festzuhalten.(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf
internationalen Schutz, so kann diese aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, oder 2a vor,
gilt die Schubhaft als nach Absatz 2, oder 2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen flr die Anordnung der
Schubhaft gemald Absatz 2, oder 2a ist mit Aktenvermerk festzuhalten.

(7) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"(7) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)"

Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte§ 22a BFA-VG idgF lautet:Der mit
"Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte Paragraph 22 a, BFA-VG idgF lautet:

"§ 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
gegen ihn Schubhaft gemal dem 8. Hauptstiick des FPG angeordnet wurde.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
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die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnismaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fiir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnisméaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulassig."

3.22. Was die rechtswirksame Einbringung einer Schubhaftbeschwerde nach§ 22a BFA-VG beim
Bundesverwaltungsgericht und/oder beim BFA, den Beginn der einwdchigen Entscheidungsfrist nach § 22a Abs. 2 BFA-
VG, die Rechtsnatur des Rechtsmittels der Schubhaftbeschwerde, das auf Grund dieses Rechtsmittels anzuwendende
(einheitliche) Verfahren und die Zulassigkeit des Fortsetzungsausspruchs nach § 22a Abs. 3 BFA-VG anbelangt, hat der
Verfassungsgerichtshof (VfGH) mit Beschluss vom 26.06.2014, ZI.E 4/2014-11, bezogen auf das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 21.01.2014, ZI. 1403 2000252-1/2E, gemal Art. 140 Abs. 1 B-VG eine amtswegige
Prifung der VerfassungsmaRigkeit des § 22a Abs. 1 bis 3 BFA-VG eingeleitet.3.2.2. Was die rechtswirksame Einbringung
einer Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG beim Bundesverwaltungsgericht und/oder beim BFA, den
Beginn der einwdchigen Entscheidungsfrist nach Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG, die Rechtsnatur des Rechtsmittels
der Schubhaftbeschwerde, das auf Grund dieses Rechtsmittels anzuwendende (einheitliche) Verfahren und die
Zuldssigkeit des Fortsetzungsausspruchs nach Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG anbelangt, hat der
Verfassungsgerichtshof (VfGH) mit Beschluss vom 26.06.2014, ZI.E 4/2014-11, bezogen auf das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 21.01.2014, ZI. 1403 2000252-1/2E, gemal Artikel 140, Absatz eins, B-VG eine
amtswegige Priufung der VerfassungsmaRigkeit des Paragraph 22 a, Absatz eins bis 3 BFA-VG eingeleitet.

Unbeschadet dessen geht das Bundesverwaltungsgericht vorlaufig von folgenden Erwagungen aus:

Was die rechtswirksame Einbringung einer Schubhaftbeschwerde nach§ 22a BFA-VG beim Bundesverwaltungsgericht
oder beim BFA anbelangt, ist zunachst festzuhalten, dass die generelle Systematik der Schubhaftbeschwerde nach
dem Muster des § 82 Abs. 1 FPGin der bis 31.12.2013 geltenden Fassung zwar auch in die nunmehr geltende Regelung
des§ 22a BFA-VG Ubernommen wurde, im Vergleich zur friheren Rechtslage & 82 Abs. 2 FPG aF) aber keine
Bestimmungen mehr dem geltenden Rechtsbestand angehdren, denen zufolge die Schubhaftbeschwerde nicht nur
beim UVS sondern auch bei der bescheiderlassenden oder der die Schubhaft vollziehenden Behdrde eingebracht
werden kann. Im Gegensatz dazu bestimmt§ 22a Abs. 1 BFA-VG lediglich, dass der Fremde das Recht hat, das
Bundesverwaltungsgericht "anzurufen", welches im Fall der aufrechten Anhaltung gemaR § 22a Abs. 2 BFA-VG binnen
einer Woche zu entscheiden hat.Was die rechtswirksame Einbringung einer Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22
a, BFA-VG beim Bundesverwaltungsgericht oder beim BFA anbelangt, ist zundchst festzuhalten, dass die generelle
Systematik der Schubhaftbeschwerde nach dem Muster des Paragraph 82, Absatz eins, FPG in der bis 31.12.2013
geltenden Fassung zwar auch in die nunmehr geltende Regelung des Paragraph 22 a, BFA-VG Ubernommen wurde, im
Vergleich zur friheren Rechtslage (Paragraph 82, Absatz 2, FPG aF) aber keine Bestimmungen mehr dem geltenden
Rechtsbestand angehdren, denen zufolge die Schubhaftbeschwerde nicht nur beim UVS sondern auch bei der
bescheiderlassenden oder der die Schubhaft vollziehenden Behdrde eingebracht werden kann. Im Gegensatz dazu
bestimmt Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG lediglich, dass der Fremde das Recht hat, das Bundesverwaltungsgericht
"anzurufen", welches im Fall der aufrechten Anhaltung gemaR Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG binnen einer Woche
zu entscheiden hat.

Wenn man die Ansicht vertreten wirde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach
§ 22a BFA-VG - auch oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wirde das das Vorliegen von entsprechenden
Regelungen nach dem Muster des § 82 Abs. 2 und 3 FPG aF Uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei
Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist Wenn man die Ansicht vertreten
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wurde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG - auch
oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wirde das das Vorliegen von entsprechenden Regelungen nach dem
Muster des Paragraph 82, Absatz 2 und 3 FPG aF Uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei
Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist.

Weitgehend unstrittig erscheint unter Berucksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage
Ubertragbaren hochstgerichtlichen Rechtsprechung (siehe v.a. VwGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995,
VfSlg. 14.192/1995), dass die Schubhaftbeschwerde im Sinne des 8 22a BFA-VG - wie jene nach8 82 FPG in der bis
31.12.2013 geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"Malinahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.Weitgehend unstrittig erscheint unter
Berucksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage Ubertragbaren hdchstgerichtlichen
Rechtsprechung (siehe v.a. VWGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995, VfSlg. 14.192 aus 1995,), dass die
Schubhaftbeschwerde im Sinne des Paragraph 22 a, BFA-VG - wie jene nach Paragraph 82, FPG in der bis 31.12.2013
geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"MaBnahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.

Die in der Beschwerde vertretene Ansicht, wonach auf Grund eines "Typenzwangs" der einzelnen Rechtsmittel jedoch
keine klare Zuordenbarkeit der Beschwerde nach 8 22a BFA-VG zu Art. 130 Abs. 1 Z 1 oder 2 B-VG méglich und deshalb
diese Regelung auch im Hinblick auf das Legalitdtsprinzip nach Art. 18 Abs. 1 B-VG verfassungswidrig sei, Ubersieht
jedoch, dass Art. 6 Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der persdnlichen Freiheit, BGBI. | Nr.
684/1988 (im Folgenden: PersFrBVG), ebenso wie Art. 5 Abs. 4 EMRK bei Fallen von Freiheitsentziehungen durch
Festnahme und Haft (Anhaltung in Schubhaft) ein sog. "Habeas corpus"-Prifungsverfahren voraussetzt, und zwar
unabhangig davon, ob die Anhaltung noch aufrecht ist oder nicht. So hat der VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994,
VfSlg. 13.698/1994, ausgesprochen, dass ein Fremder, der angehalten wird oder wurde, einen aus Art. 6 Abs. 1
PersFrBVG bestehenden Anspruch auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der Anhaltung hat, und zwar auch nach
Beendigung der Schubhaft, wenn er innerhalb einer Frist von sechs Wochen (das ist die fir die Einbringung einer
Beschwerde wegen Auslbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorgesehene Frist)
nach tatsachlicher Beendigung der Schubhaft eine Beschwerde erhebt.Die in der Beschwerde vertretene Ansicht,
wonach auf Grund eines "Typenzwangs" der einzelnen Rechtsmittel jedoch keine klare Zuordenbarkeit der Beschwerde
nach Paragraph 22 a, BFA-VG zu Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, oder 2 B-VG moglich und deshalb diese Regelung
auch im Hinblick auf das Legalitatsprinzip nach Artikel 18, Absatz eins, B-VG verfassungswidrig sei, Ubersieht jedoch,
dass Artikel 6, Absatz eins, des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der persénlichen Freiheit,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 684 aus 1988, (im Folgenden: PersFrBVG), ebenso wie Artikel 5, Absatz 4, EMRK bei
Fallen von Freiheitsentziehungen durch Festnahme und Haft (Anhaltung in Schubhaft) ein sog. "Habeas corpus"-
Prifungsverfahren voraussetzt, und zwar unabhéangig davon, ob die Anhaltung noch aufrecht ist oder nicht. So hat der
VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994, VfSlg. 13.698 aus 1994,, ausgesprochen, dass ein Fremder, der angehalten wird
oder wurde, einen aus Artikel 6, Absatz eins, PersFrBVG bestehenden Anspruch auf Feststellung der Rechtswidrigkeit
der Anhaltung hat, und zwar auch nach Beendigung der Schubhaft, wenn er innerhalb einer Frist von sechs Wochen
(das ist die fur die Einbringung einer Beschwerde wegen Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt vorgesehene Frist) nach tatsachlicher Beendigung der Schubhaft eine Beschwerde erhebt.

Gemald Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG, darf die persdnliche Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene
Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder Auslieferung zu
sichern.Gemal Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG, darf die persdnliche Freiheit einem Menschen auf die
gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder
Auslieferung zu sichern.

Gemald Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren,
in dem durch ein Gericht oder durch eine andere unabhdngige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des
Freiheitsentzuges entschieden und im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung
hat binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet.GemaR Artikel 6, Absatz eins,
PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren, in dem durch ein
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Gericht oder durch eine andere unabhangige Behdrde Uber die Rechtmaligkeit des Freiheitsentzuges entschieden und
im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung hat binnen einer Woche zu ergehen,
es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet.

Gemal’ Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK darf die Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen
werden, wenn er rechtmallig festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, um ihn daran zu hindern,
unberechtigt in das Staatsgebiet einzudringen oder weil er von einem gegen ihn schwebenden Ausweisungs- oder
Auslieferungsverfahren betroffen ist. Gemal3 Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK darf die Freiheit einem Menschen auf
die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn er rechtmaRig festgenommen worden ist oder in Haft
gehalten wird, um ihn daran zu hindern, unberechtigt in das Staatsgebiet einzudringen oder weil er von einem gegen
ihn schwebenden Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren betroffen ist.

Gemal Art. 5 Abs. 4 EMRK hat jedermann, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein
Verfahren zu beantragen, in dem von einem Gericht ehetunlich Uber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird
und im Falle der Widerrechtlichkeit seine Entlassung angeordnet wird.GemaR Artikel 5, Absatz 4, EMRK hat jedermann,
dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein Verfahren zu beantragen, in dem von
einem Gericht ehetunlich Gber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird und im Falle der Widerrechtlichkeit seine
Entlassung angeordnet wird.

Aus den eben dargelegten Erwagungen vertritt das erkennende Gericht daher die Ansicht, dass die
Schubhaftbeschwerde nach § 22a BFA-VG zwar ein besonderes Rechtsmittel zur Uberpriifung der RechtsmaRigkeit der
Schubhaft sowie der Festnahme und Anhaltung darstellt, welches aber Uberwiegend am Konzept einer sog.
MalRnahmenbeschwerde im Sinne des Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG angelehnt ist. Auch nach der bisherigen Rechtslage des
§ 82 FPG aF war die Sonderregelung der Schubhaftbeschwerde an den UVS - auf Grund des Verweises auf§ 67c AVG in
§ 83 Abs. 2 FPG aF - darauf gegriindet, dass die Schubhaftbeschwerde einer MaBnahmenbeschwerde angendhert ist,
weshalb auch die sechswochige Beschwerdefrist als maRgeblich angesehen wurde. Dies gilt unverdndert auch nach
Maligabe des geltenden § 7 Abs. 4 2. Satz VWGVG.Aus den eben dargelegten Erwdgungen vertritt das erkennende
Gericht daher die Ansicht, dass die Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG zwar ein besonderes
Rechtsmittel zur Uberpriifung der RechtsmaRigkeit der Schubhaft sowie der Festnahme und Anhaltung darstellt,
welches aber Uberwiegend am Konzept einer sog. Malnahmenbeschwerde im Sinne des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer
2, B-VG angelehnt ist. Auch nach der bisherigen Rechtslage des Paragraph 82, FPG aF war die Sonderregelung der
Schubhaftbeschwerde an den UVS - auf Grund des Verweises auf Paragraph 67 c, AVG in Paragraph 83, Absatz 2, FPG
aF - darauf gegriindet, dass die Schubhaftbeschwerde einer MaBhahmenbeschwerde angenahert ist, weshalb auch die
sechswochige Beschwerdefrist als malgeblich angesehen wurde. Dies gilt unverdandert auch nach MaRgabe des
geltenden Paragraph 7, Absatz 4, 2. Satz VwGVG.

Folglich kommt auch die Regelung des§ 16 Abs. 1 BFA-VG nicht zur Anwendung, wonach die Frist zur Erhebung einer
Beschwerde gegen einen Bescheid des BFA zwei Wochen betragt. Eine Schubhaftbeschwerde kann jedenfalls wahrend
der gesamten Dauer der Schubhaft eingebracht werden; vor deren Beendigung kann sich die Frage der Befristung der
Einbringung gar nicht stellen (VfGH 03.03.1994, VfSlg. 13.698/1994).Folglich kommt auch die Regelung des Paragraph
16, Absatz eins, BFA-VG nicht zur Anwendung, wonach die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen einen Bescheid
des BFA zwei Wochen betragt. Eine Schubhaftbeschwerde kann jedenfalls wahrend der gesamten Dauer der Schubhaft
eingebracht werden; vor deren Beendigung kann sich die Frage der Befristung der Einbringung gar nicht stellen (VfGH
03.03.1994, VfSlg. 13.698 aus 1994,).

Gemal? &8 20 1. Satz VWGVG sind Beschwerden gegen die Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.Gemaf3
Paragraph 20, 1. Satz VwGVG sind Beschwerden gegen die Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.

Aus all dem ergibt sich, dass Schubhaftbeschwerden nach§ 22a BFA-VG unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht
einzubringen sind. Wird eine Schubhaftbeschwerde bei der Behorde (beim BFA) eingebracht, so hat die Behdrde (das
BFA) nach §8 6 Abs. 1 AVG vorzugehen. Ebenso hat das BFA auf Anordnung des Bundesverwaltungsgerichtes die dem
betreffenden Verfahren zugrunde liegenden Verwaltungsakten unverzlglich dem Bundesverwaltungsgericht
vorzulegen.Aus all dem ergibt sich, dass Schubhaftbeschwerden nach Paragraph 22 a, BFA-VG unmittelbar beim
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Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind. Wird eine Schubhaftbeschwerde bei der Behdrde (beim BFA)
eingebracht, so hat die Behdrde (das BFA) nach Paragraph 6, Absatz eins, AVG vorzugehen. Ebenso hat das BFA auf
Anordnung des Bundesverwaltungsgerichtes die dem betreffenden Verfahren zugrunde liegenden Verwaltungsakten
unverzulglich dem Bundesverwaltungsgericht vorzulegen.

3.2.3. Hinsichtlich der Entscheidungsfrist von einer Woche gemaR8 22a Abs. 2 BFA-VG (bei aufrechter Anhaltung in
Schubhaft) ist auszufihren, dass gemald 8 34 Abs. 1 2. Satz VwWGVG Entscheidungsfristen des Verwaltungsgerichts mit
der Vorlage der Beschwerde beginnen. Da Schubhaftbeschwerden unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht
einzubringen sind, beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist mit dem Zeitpunkt des Einlangens der
Beschwerde (Beschwerdevorlage) beim Bundesverwaltungsgericht zu laufen (siehe auch BVwG 21.01.2014, 1403
2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E; 16.05.2014, G301 2007798-1/5E).3.2.3.
Hinsichtlich der Entscheidungsfrist von einer Woche gemald Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG (bei aufrechter
Anhaltung in Schubhaft) ist auszufihren, dass gemall Paragraph 34, Absatz eins, 2. Satz VWGVG Entscheidungsfristen
des Verwaltungsgerichts mit der Vorlage der Beschwerde beginnen. Da Schubhaftbeschwerden unmittelbar beim
Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind, beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist mit dem Zeitpunkt
des Einlangens der Beschwerde (Beschwerdevorlage) beim Bundesverwaltungsgericht zu laufen (siehe auch BVwWG
21.01.2014, 1403 2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E; 16.05.2014, G301
2007798-1/5E).

3.2.4. Auf Grund des durchgeflhrten Ermittlungsverfahrens ergibt sich, dass die in der gegenstandlichen Beschwerde
behauptete Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides und der andauernden Anhaltung in Schubhaft begriindet ist.
Dies aus folgenden Erwagungen:

Die belangte Behdrde hat den vorliegenden Schubhaftbescheid auf§ 76 Abs. 1 FPG gestlitzt, obwohl sie selbst anfiihrt,
daB der Beschwerdefiihrer einen neuerlichen Asylantrag gestellt hat, es sich also um einen Asylwerber im Sinne des § 2
Abs1 Ziffer 14 AsylG handelt, jedoch geleichzeitig tibersieht, da3 die Anwendbarkeit des § 76 Abs 1 FPG fur Asylwerber
durch 8 1 Abs 2 FPG ausdrticklich ausgeschlossen ist.Die belangte Behdrde hat den vorliegenden Schubhaftbescheid
auf Paragraph 76, Absatz eins, FPG gestltzt, obwohl sie selbst anfiihrt, daR der Beschwerdeflhrer einen neuerlichen
Asylantrag gestellt hat, es sich also um einen Asylwerber im Sinne des Paragraph 2, Abs1 Ziffer 14 AsylG handelt,
jedoch geleichzeitig Ubersieht, dal die Anwendbarkeit des Paragraph 76, Absatz eins, FPG flr Asylwerber durch
Paragraph eins, Absatz 2, FPG ausdricklich ausgeschlossen ist.

Der Beschwerde ist im Ergebnis auch dahingehend beizutreten, dass die belangte Behorde bei ihrer Entscheidung eine
Prifung nach der unmittelbar anwendbaren Verordnung (EU) Nr. 604/2013 (im Folgenden: "Dublin IlI-VO"),
insbesondere nach deren Art. 28, vornehmen hatte missen, zumal der vorliegende Fall in den Anwendungsbereich der
Dublin 11I-VO fallt. Zwar fihr die Behdrde im Spruch des betreffenden Bescheides den Art. 28 leg.cit an , laRt jedoch
eine inhaltliche Auseinandersetzung fast vollstandig vermissen. In der rechtlichen Beurteilung des Bescheides erwahnt
die Behorde den Art. 28 leg.cit lediglich am Rande, indem sie feststellt, daf3 sich auch unter Bertcksichtigung des Art 28
leg. cit kein anderes gelinderes Mittel ergibt und baut ihre sonstigeneinschldgigen rechtlichen Erwagungen mafRigeblich
auf 8 76 FPG aufDer Beschwerde ist im Ergebnis auch dahingehend beizutreten, dass die belangte Behdrde bei ihrer
Entscheidung eine Prifung nach der unmittelbar anwendbaren Verordnung (EU) Nr. 604 aus 2013, (im Folgenden:
"Dublin 1lI-VO"), insbesondere nach deren Artikel 28,, vornehmen hatte mussen, zumal der vorliegende Fall in den
Anwendungsbereich der Dublin IlI-VO fallt. Zwar fuhr die Behdrde im Spruch des betreffenden Bescheides den Artikel
28, leg.cit an , laRt jedoch eine inhaltliche Auseinandersetzung fast vollstandig vermissen. In der rechtlichen
Beurteilung des Bescheides erwdhnt die Behdrde den Artikel 28, leg.cit lediglich am Rande, indem sie feststellt, daf3
sich auch unter BerUcksichtigung des Artikel 28, leg. cit kein anderes gelinderes Mittel ergibt und baut ihre
sonstigeneinschlagigen rechtlichen Erwagungen mafgeblich auf Paragraph 76, FPG auf

Die maRgeblichen Bestimmungen der Dublin 1lI-VO lauten wie folgt:

"Artikel 2

Definitionen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck Inhaftnahme zum Zwecke der Uberstellung

a)-m)[...]
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n) ,Fluchtgefahr' das Vorliegen von Grunden im Einzelfall, die auf objektiven gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen
und zu der Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, ein Drittstaatsangehoriger oder Staatenloser, gegen
den ein Uberstellungsverfahren l3uft, diesem Verfahren méglicherweise durch Flucht entziehen kénnte.

Artikel 13
Einreise und/oder Aufenthalt

(1) Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemaR den beiden in Artikel 22 Absatz 3 dieser
Verordnung genannten Verzeichnissen, einschlieBlich der Daten nach der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 festgestellt,
dass ein Antragsteller aus einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luft grenze eines Mitgliedstaats illegal
Uberschritten hat, so ist dieser Mitgliedstaat fur die Priufung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig. Die
Zustandigkeit endet zwolf Monate nach dem Tag des illegalen Grenzubertritts.(1) Wird auf der Grundlage von
Beweismitteln oder Indizien gemal3 den beiden in Artikel 22 Absatz 3 dieser Verordnung genannten Verzeichnissen,
einschlieBlich der Daten nach der Verordnung (EU) Nr. 603 aus 2013, festgestellt, dass ein Antragsteller aus einem
Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luft grenze eines Mitgliedstaats illegal Uberschritten hat, so ist dieser
Mitgliedstaat fur die Prufung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig. Die Zustandigkeit endet zwolf Monate

nach dem Tag des illegalen Grenzibertritts.
Artikel 28
Haft

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person nicht allein deshalb in Haft, weil sie dem durch diese Verordnung

festgelegten Verfahren unterliegt.

(2) Zwecks Sicherstellung von Uberstellungsverfahren, diirfen die Mitgliedstaaten im Einklang mit dieser Verordnung,
wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer Einzelfallprifung die entsprechende Person in Haft nehmen
und nur im Falle dass Haft verhaltnismalRig ist und sich weniger einschneidende MaRnahmen nicht wirksam anwenden

lassen.

(3) Die Haft hat so kurz wie moéglich zu sein und nicht langer zu sein, als bei angemessener Handlungsweise notwendig
ist, um die erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen Sorgfalt durchzufiihren, bis die Uberstellung

gemal’ dieser Verordnung durchgefiihrt wird.

Wird eine Person nach diesem Artikel in Haft genommen, so darf die Frist fir die Stellung eines Aufnahme- oder
Wiederaufnahmegesuchs einen Monat ab der Stellung des Antrags nicht Uberschreiten. Der Mitgliedstaat, der das
Verfahren gemald dieser Verordnung durchfuhrt, ersucht in derartigen Fallen um eine dringende Antwort. Diese
Antwort erfolgt spdtestens zwei Wochen nach Eingang des Gesuchs. Wird innerhalb der Frist von zwei Wochen keine
Antwort erteilt, ist davon auszugehen, dass dem Aufnahme- bzw. Wiederaufnahmegesuch stattgegeben wird, was die
Verpflichtung nach sich zieht, die Person aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen fur die Ankunft zu treffen.

Befindet sich eine Person nach diesem Artikel in Haft, so erfolgt die Uberstellung aus dem ersuchenden Mitgliedstaat
in den zustandigen Mitgliedstaat, sobald diese praktisch durchfihrbar ist und spatestens innerhalb von sechs Wochen
nach der stillschweigenden oder ausdrucklichen Annahme des Gesuchs auf Aufnahme oder Wiederaufnahme der
betreffenden Person durch einen anderen Mitgliedstaat oder von dem Zeitpunkt an, ab dem der Rechtsbehelf oder die
Uberprifung gemaR Artikel 27 Absatz 3 keine aufschiebende Wirkung mehr hat.

Halt der ersuchende Mitgliedstaat die Fristen flr die Stellung eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs nicht ein
oder findet die Uberstellung nicht innerhalb des Zeitraums von sechs Wochen im Sinne des Unterabsatz 3 statt, wird
die Person nicht langer in Haft gehalten. Die Artikel 21, 23, 24 und 29 gelten weiterhin entsprechend.

(4) Hinsichtlich der Haftbedingungen und der Garantien fir in Haft befindliche Personen gelten zwecks Absicherung
der Verfahren fiir die Uberstellung in den zusténdigen Mitgliedstaat, die Artikel 9, 10 und 11 der Richtlinie 2013/33/EU.

Artikel 48
Aufhebung

Die Verordnung (EG) Nr. 343/2003 wird aufgehoben.Die Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, wird aufgehoben.



Artikel 11 Absatz 1 und die Artikel 13, 14 und 17 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 werden aufgehobenArtikel 11
Absatz 1 und die Artikel 13, 14 und 17 der Verordnung (EG) Nr. 1560 aus 2003, werden aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung oder auf aufgehobene Artikel gelten als Bezugnahmen auf die
vorliegende Verordnung und sind nach Mal3gabe der Entsprechungstabelle in Anhang Il zu lesen.Bezugnahmen auf die
aufgehobene Verordnung oder auf aufgehobene Artikel gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und
sind nach MaRgabe der Entsprechungstabelle in Anhang romisch zwei zu lesen.

Artikel 49
Inkrafttreten und Anwendbarkeit
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europaischen Union in Kraft.

Die Verordnung ist auf Antrage auf internationalen Schutz anwendbar, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats
nach ihrem Inkrafttreten gestellt werden und gilt ab diesem Zeitpunkt - ungeachtet des Zeitpunkts der Antragstellung -
far alle Gesuche um Aufnahme oder Wiederaufnahme von Antragstellern. Flr einen Antrag auf internationalen Schutz,
der vor diesem Datum eingereicht wird, erfolgt die Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats nach den Kriterien der
Verordnung (EG) Nr. 343/2003.Die Verordnung ist auf Antrage auf internationalen Schutz anwendbar, die ab dem
ersten Tag des sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten gestellt werden und gilt ab diesem Zeitpunkt - ungeachtet
des Zeitpunkts der Antragstellung - fir alle Gesuche um Aufnahme oder Wiederaufnahme von Antragstellern. Fur
einen Antrag auf internationalen Schutz, der vor diesem Datum eingereicht wird, erfolgt die Bestimmung des

zustandigen Mitgliedstaats nach den Kriterien der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003,.

Die in dieser Verordnung enthaltenen Verweise auf die Verordnung (EU) Nr. 603/2013, Richtlinie 2013/32/EU und
Richtlinie 2013/33/EU gelten, bis zu ihrer jeweiligen Anwendbarkeit, als Verweise auf die Verordnung (EG) Nr.
2725/2000, Richtlinie 2003/9/EG bzw. Richtlinie 2005/85/EGDie in dieser Verordnung enthaltenen Verweise auf die
Verordnung (EU) Nr. 603 aus 2013,, Richtlinie 2013/32/EU und Richtlinie 2013/33/EU gelten, bis zu ihrer jeweiligen
Anwendbarkeit, als Verweise auf die Verordnung (EG) Nr. 2725 aus 2000, Richtlinie 2003/9/EG bzw. Richtlinie
2005/85/EG

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemaR den Vertragen unmittelbar in den

Mitgliedstaaten."

In der Beschwerde wurde vorgebracht, dass die belangte Behérde den Bescheid unmittelbar auf Art. 28 Dublin 1lI-VO
stitzen hatte mussen.In der Beschwerde wurde vorgebracht, dass die belangte Behérde den Bescheid unmittelbar auf
Artikel 28, Dublin 11l-VO stlUtzen hatte mussen.

Die Dublin [lI-VO trat am 19.07.2013 in Kraft und ist gemaf Art. 49 leg. cit. auf alle Antrage auf internationalen Schutz
anwendbar, die ab dem 01.01.2014 gestellt werden und gilt ab diesem Zeitpunkt fur alle Gesuche um Aufnahme oder
Wiederaufnahme von Antragstellern. Im - gegentiber der Dublin 1I-VO neuen - Art. 28 Dublin IlI-VO ist die Inhaftnahme
zum Zwecke der Uberstellung im Dublin-Verfahren geregelt. Allféllige entgegenstehende Bestimmungen des nationalen
Fremdenrechts sind, sofern keine verordnungskonforme Interpretation moglich ist, demgegeniber unanwendbar.
Solange die Bestimmungen der Dublin IlI-VO gegenlber einem Drittstaatsangehdrigen zur Anwendung gelangen, darf
Administrativhaft zur Sicherung deren Vollzugs nur nach Art. 28 Dublin 1lI-VO verhangt werden und nicht etwa nach
anderen Bestimmungen des nationalen Rechts, da sonst der Schutzzweck der gegenstandlichen Regelung vereitelt
ware (Filzwieser/Sprung, Die Dublin Ill-Verordnung, 223).Die Dublin 1lI-VO trat am 19.07.2013 in Kraft und ist gemali
Artikel 49, leg. cit. auf alle Antrége auf internationalen Schutz anwendbar, die ab dem 01.01.2014 gestellt werden und
gilt ab diesem Zeitpunkt fur alle Gesuche um Aufnahme oder Wiederaufnahme von Antragstellern. Im - gegenlber der
Dublin 1I-VO neuen - Artikel 28, Dublin IlI-VO ist die Inhaftnahme zum Zwecke der Uberstellung im Dublin-Verfahren
geregelt. Allfdllige entgegenstehende Bestimmungen des nationalen Fremdenrechts sind, sofern keine
verordnungskonforme Interpretation moglich ist, demgegeniiber unanwendbar. Solange die Bestimmungen der
Dublin I1I-VO gegeniber einem Drittstaatsangehorigen zur Anwendung gelangen, darf Administrativhaft zur Sicherung
deren Vollzugs nur nach Artikel 28, Dublin 11I-VO verhangt werden und nicht etwa nach anderen Bestimmungen des
nationalen Rechts, da sonst der Schutzzweck der gegenstandlichen Regelung vereitelt ware (Filzwieser/Sprung, Die
Dublin Ill-Verordnung, 223).

GemaR Art. 28 Abs. 2 und 3 Dublin 1I-VO dirfen die Mitgliedstaaten zwecks Sicherstellung von Uberstellungsverfahren



nach einer Einzelfallprifung die entsprechende Person in Haft nehmen, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht,
die Haft verhaltnismalig ist und sich weniger einschneidende MalRnahmen nicht wirksam anwenden lassen. Die Haft
hat so kurz wie mdéglich zu sein und nicht langer zu sein, als bei angemessener Handlungsweise notwendig ist, um die
erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen Sorgfalt durchzufiihren, bis die Uberstellung gemaR dieser
Verordnung durchgefihrt wird. Die Frist fur die Stellung eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs darf, wenn
der Asylwerber in Haft ist, einen Monat ab der Stellung des Antrags nicht Uberschreiten. Der Mitgliedstaat, der das
Dublin-Verfahren fuhrt, ersucht in diesen Fallen um eine dringende Antwort, die spatestens zwei Wochen nach Eingang
des Gesuchs erfolgen muss.Gemald Artikel 28, Absatz 2 und 3 Dublin IlI-VO dirfen die Mitgliedstaaten zwecks
Sicherstellung von Uberstellungsverfahren nach einer Einzelfallpriifung die entsprechende Person in Haft nehmen,
wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, die Haft verhaltnismaRig ist und sich weniger einschneidende Malinahmen
nicht wirksam anwenden lassen. Die Haft hat so kurz wie mdglich zu sein und nicht ldnger zu sein, als bei
angemessener Handlungsweise notwendig ist, um die erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen Sorgfalt
durchzufiihren, bis die Uberstellung geméaR dieser Verordnung durchgefiihrt wird. Die Frist fir die Stellung eines
Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs darf, wenn der Asylwerber in Haft ist, einen Monat ab der Stellung des
Antrags nicht Uberschreiten. Der Mitgliedstaat, der das Dublin-Verfahren fuhrt, ersucht in diesen Fallen um eine
dringende Antwort, die spatestens zwei Wochen nach Eingang des Gesuchs erfolgen muss.

Die Uberstellung aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den zustdndigen Mitgliedstaat erfolgt wenn sich die
betreffende Person in Haft befindet, sobald diese praktisch durchflhrbar ist, spatestens innerhalb von sechs Wochen
nach der Annahme des Gesuchs auf Aufnahme oder Wiederaufnahme oder von dem Zeitpunkt an, ab dem der
Rechtsbehelf oder die Uberpriifung keine aufschiebende Wirkung mehr hat. Halt der ersuchende Mitgliedstaat die
Fristen nicht ein oder findet die Uberstellung nicht innerhalb des Zeitraums von sechs Wochen statt, wird die Person
nicht langer in Haft gehalten.

Zwar durfen die Mitgliedstaaten die zum Vollzug von EU-Verordnungen erforderlichen innerstaatlichen Organisations-
und Verfahrensvorschriften bereitstellen. Zum Zweck der einheitlichen Anwendung des Unionsrechts ist jedoch der
Rackgriff auf innerstaatliche Rechtsvorschriften nur in dem zum Vollzug der Verordnung notwendigen Umfang
zuldssig. Den Mitgliedstaaten ist es in Bezug auf Verordnungen des Unionsrechts verwehrt, Malinahmen zu ergreifen,
die eine Anderung ihrer Tragweite oder eine Ergdnzung ihrer Vorschriften zum Inhalt haben. Es besteht ein
prinzipielles unionsrechtliches Verbot der Prazisierung von EU-Verordnungen durch verbindliches innerstaatliches
Recht. Eine Ausnahme von diesem Verbot besteht nur dort, wo von der Verordnung eine ndhere Konkretisierung selbst
verlangt wird (vgl. Ohlinger/Potatcs, Gemeinschaftsrecht und staatliches Recht® [2006], 138 f.).Zwar dirfen die
Mitgliedstaaten die zum Vollzug von EU-Verordnungen erforderlichen innerstaatlichen Organisations- und
Verfahrensvorschriften bereitstellen. Zum Zweck der einheitlichen Anwendung des Unionsrechts ist jedoch der
Rackgriff auf innerstaatliche Rechtsvorschriften nur in dem zum Vollzug der Verordnung notwendigen Umfang
zulassig. Den Mitgliedstaaten ist es in Bezug auf Verordnungen des Unionsrechts verwehrt, Malinahmen zu ergreifen,
die eine Anderung ihrer Tragweite oder eine Ergdnzung ihrer Vorschriften zum Inhalt haben. Es besteht ein
prinzipielles unionsrechtliches Verbot der Prazisierung von EU-Verordnungen durch verbindliches innerstaatliches
Recht. Eine Ausnahme von diesem Verbot besteht nur dort, wo von der Verordnung eine ndhere Konkretisierung selbst
verlangt wird vergleiche Ohlinger/Potatcs, Gemeinschaftsrecht und staatliches Recht® [2006], 138 f.).

Eine derartige Ausnahme liegt vor, wenn Art. 2 lit. n Dublin IlI-VO dem Gesetzgeber auftragt, Kriterien fir Vorliegen von
Fluchtgefahr zu regeln (Filzwieser/Sprung, Die Dublin Ill-Verordnung, 94).8 76 FPG sieht unter anderem solche
Kriterien vor.Eine derartige Ausnahme liegt vor, wenn Artikel 2, Litera n, Dublin IlI-VO dem Gesetzgeber auftragt,
Kriterien flr Vorliegen von Fluchtgefahr zu regeln (Filzwieser/Sprung, Die Dublin Ill-Verordnung, 94). Paragraph 76, FPG
sieht unter anderem solche Kriterien vor.

3.2.5.Vor dem Hintergrund der unmittelbaren Anwendbarkeit des Art. 28 Dublin 1lI-VO hatte die belangte Behorde die
Schubhaft aber jedenfalls auch nach dieser Bestimmung (materiell) prifen muissen.3.2.5.Vor dem Hintergrund der
unmittelbaren Anwendbarkeit des Artikel 28, Dublin IlI-VO hatte die belangte Behdrde die Schubhaft aber jedenfalls
auch nach dieser Bestimmung (materiell) prifen mussen.

Die Uber das Vorliegen der Fluchtgefahr, VerhaltnismaRigkeit und Erforderlichkeit (vgl. Erwagungsgrund 20 der Dublin
[1-VO) hinausgehenden Voraussetzungen fur die Verhangung der Schubhaft nach Art. 28 Abs. 3 Dublin 1lI-VO wurden
von der belangten Behorde aber nicht geprtift, weshalb sich der angefochtene Schubhaftbescheid schon aus diesem
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Grund als rechtswidrig erweist.Die Uber das Vorliegen der Fluchtgefahr, VerhaltnismaRigkeit und Erforderlichkeit
vergleiche Erwagungsgrund 20 der Dublin 11I-VO) hinausgehenden Voraussetzungen fir die Verhdngung der Schubhaft
nach Artikel 28, Absatz 3, Dublin IlI-VO wurden von der belangten Behdrde aber nicht geprift, weshalb sich der
angefochtene Schubhaftbescheid schon aus diesem Grund als rechtswidrig erweist.

Weitere Erwagungen Uber andere in der Beschwerde behauptete Mangel des Schubhaftbescheides konnten daher

unterbleiben.

War der Schubhaftbescheid rechtswidrig, so muss das auch fir die auf den Schubhaftbescheid gestitzte Anhaltung
gelten (VwGH 08.09.2009, ZI. 2009/21/0162; 26.01.2012, ZI.2008/21/0626; 11.06.2013, ZI.2012/21/0114). Ein einmal
rechtswidriger Schubhaftbescheid kann nicht - quasi partiell fir einen "Teilzeitraum" - konvalidieren, zumal dies im
Ergebnis einer im Gesetz insoweit nicht vorgesehenen Schubhaftverhangung "auf Vorrat" gleichkommen wuirde. War
der Schubhaftbescheid rechtswidrig, so muss das auch fur die gesamte Zeit der auf ihn gestitzten Anhaltung gelten.

Die Anhaltung des BF in Schubhaft vom 19.9.2014 bis zum heutigen Tag war daher rechtswidrig.

Aus den dargelegten Erwagungen waren daher der gegenstandliche Schubhaftbescheid und die auf dessen Grundlage
vollzogene Anhaltung in Schubhaft gemaR § 22a BFA-VG iVm. Art. 28 Dublin IlI-VO fur rechtswidrig zu erklarenAus den
dargelegten Erwdgungen waren daher der gegenstandliche Schubhaftbescheid und die auf dessen Grundlage
vollzogene Anhaltung in Schubhaft gemall Paragraph 22 a, BFA-VG in Verbindung mit Artikel 28, Dublin IlI-VO fur
rechtswidrig zu erklaren.

3.3. Zu Spruchpunkt Il. (Vorliegen der Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft)3.3. Zu Spruchpunkt rémisch
zwei. (Vorliegen der Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft):

3.3.1. Gemal 8§ 22a Abs. 3 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht, sofern die Anhaltung noch andauert, jedenfalls
festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft malf3geblichen
Voraussetzungen vorliegen.3.3.1. Gemal3 Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht, sofern
die Anhaltung noch andauert, jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung
der Schubhaft maligeblichen Voraussetzungen vorliegen.

Der VWGH hat zum Fortsetzungsausspruch gemal3 8 83 Abs. 4 erster Satz FPG in der bis 31.12.2013 geltenden Fassung
ausgesprochen, dass der Unabhangige Verwaltungssenat (UVS) im Rahmen seines Ausspruchs gemal3 8 83 Abs. 4 FPG
aF nicht an die im Schubhaftbescheid herangezogenen Rechtsgrundlagen gebunden ist, sondern die Zuldssigkeit der
Fortsetzung der Schubhaft nach allen Richtungen zu prufen hat; er ist auch nicht nur "ermachtigt", einen "weiteren
bzw. neuen Anhaltegrund fur die Fortsetzung der Schubhaft zu schaffen"”, sondern bei Vorliegen der gesetzlichen
Voraussetzungen im Rahmen des ihm eingerdaumten Ermessens zu einem positiven und (nur) bei deren Fehlen zu
einem negativen Fortsetzungsausspruch verpflichtet. Verneint der UVS daher das Vorliegen der Voraussetzungen fur
die weitere Anhaltung in Schubhaft, so bedeutet dieser Ausspruch von Gesetzes wegen die Unzuldssigkeit der
(Fortsetzung der) Schubhaft auf Grund jeglichen zum Bescheiderlassungszeitpunkt geltenden Schubhafttatbestandes,
unabhangig davon, ob der UVS dessen Voraussetzungen (erkennbar) geprift und dies seiner Entscheidung zugrunde
gelegt hat (VwGH 15.12.2011, ZI. 2010/21/0292; 28.08.2012, ZI.2010/21/0388 mwN). Der Fortsetzungsausspruch stellte
gemall § 83 Abs 4 FPG idF vorBGBI. | 87/2012 aber einen neuen Schubhafttitel dar (vgl. VWGH 26.01.2012, ZI.
2008/21/0626, zum inhaltlich gleichlautenden§ 83 Abs. 4 FPG aF; weiters 02.08.2013, ZI.2012/21/0111; 19.03.2013, ZI.
2011/21/0246).Der VWGH hat zum Fortsetzungsausspruch gemaR Paragraph 83, Absatz 4, erster Satz FPG in der bis
31.12.2013 geltenden Fassung ausgesprochen, dass der Unabhdngige Verwaltungssenat (UVS) im Rahmen seines
Ausspruchs gemaR Paragraph 83, Absatz 4, FPG aF nicht an die im Schubhaftbescheid herangezogenen
Rechtsgrundlagen gebunden ist, sondern die Zulassigkeit der Fortsetzung der Schubhaft nach allen Richtungen zu
prifen hat; er ist auch nicht nur "ermachtigt", einen "weiteren bzw. neuen Anhaltegrund fir die Fortsetzung der
Schubhaft zu schaffen", sondern bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen im Rahmen des ihm eingerdumten
Ermessens zu einem positiven und (nur) bei deren Fehlen zu einem negativen Fortsetzungsausspruch verpflichtet.
Verneint der UVS daher das Vorliegen der Voraussetzungen flr die weitere Anhaltung in Schubhaft, so bedeutet dieser
Ausspruch von Gesetzes wegen die Unzulassigkeit der (Fortsetzung der) Schubhaft auf Grund jeglichen zum
Bescheiderlassungszeitpunkt geltenden Schubhafttatbestandes, unabhéngig davon, ob der UVS dessen
Voraussetzungen (erkennbar) geprift und dies seiner Entscheidung zugrunde gelegt hat (VWGH 15.12.2011, ZI.
2010/21/0292; 28.08.2012, ZI.2010/21/0388 mwN). Der Fortsetzungsausspruch stellte gemal Paragraph 83, Absatz 4,
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FPG in der Fassung vor Bundesgesetzblatt Teil eins, 87 aus 2012, aber einen neuen Schubhafttitel dar vergleiche VwGH
26.01.2012, ZI. 2008/21/0626, zum inhaltlich gleichlautenden Paragraph 83, Absatz 4, FPG aF; weiters 02.08.2013, ZI.
2012/21/0111; 19.03.2013, ZI.2011/21/0246).

Diese Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist nach Ansicht des erkennenden Gerichts unverandert auf das
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht nach der inhaltlich gleichlautenden Bestimmung des 8 22a Abs. 3 BFA-
VG Ubertragbar. Ein entsprechender Fortsetzungsausspruch des Bundesverwaltungsgerichts ist somit ein solcher
neuer Schubhafttitel.Diese Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist nach Ansicht des erkennenden Gerichts
unverandert auf das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht nach der inhaltlich gleichlautenden Bestimmung
des Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG Ubertragbar. Ein entsprechender Fortsetzungsausspruch des
Bundesverwaltungsgerichts ist somit ein solcher neuer Schubhafttitel.

3.3.2. Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG
und des Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zuldssig, wenn sie - neben dem Vorliegen eines gesetzlichen
Schubhafttatbestandes (§ 76 Abs. 1, 2 oder 2a FPG) - zur Sicherung der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
Malnahme oder einer Abschiebung des betroffenen Fremden notwendig ist. Der Anordnung der Schubhaft muss ein
konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft muss unter Berlcksichtigung der Umstande des
jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig sein. Dabei sind das offentliche Interesse an der Sicherung der
AuBerlandesschaffung des Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen
schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG, erreicht werden, ist die
Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VwGH 22.01.2009, ZI. 2008/21/0647;
30.08.2007, ZI. 2007/21/0043).3.3.2. Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRgabe der grundrechtlichen Garantien des
Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zuldssig, wenn sie -
neben dem Vorliegen eines gesetzlichen Schubhafttatbestandes (Paragraph 76, Absatz eins, 2, oder 2a FPG) - zur
Sicherung der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme oder einer Abschiebung des betroffenen Fremden
notwendig ist. Der Anordnung der Schubhaft muss ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft
muss unter Berilcksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig sein. Dabei sind das 6ffentliche
Interesse an der Sicherung der AulRerlandesschaffung des Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des
Betroffenen an der Schonung seiner persdnlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die
Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph
77, FPG, erreicht werden, ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus 2012,;
VwWGH 22.01.20009, ZI. 2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).

Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn mit Recht angenommen werden kann, dass sich der Fremde
dem behdrdlichen Zugriff entziehen oder diesen zumindest wesentlich erschweren werde. Es ist allerdings nicht
erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme bereits eingeleitet worden ist
(VWGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das blof3e Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung
zum Aufenthalt besteht, vermag fir sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstanden begriindet sein, etwa in mangelnder sozialer
Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
Anknupfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann. Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei
der Prufung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei friihere Delinquenz
das Gewicht des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung maRgeblich vergroRern
kann (VWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498; weiters VwWGH 08.09.2005, ZI.2005/21/0301; 23.09.2010, ZI.2009/21/0280).

Nach dem Vorliegen eines Tatbestandes nach § 76 FPG kann die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft nur dann
gerechtfertigt sein, wenn besondere Umstande vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen
des betreffenden Fremden beflrchten lassen (vgl. VwGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem
frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
Malinahme) besonderer Umstdnde, die ein Untertauchen des betreffenden Fremden schon zu diesem Zeitpunkt
konkret beflrchten lassen. In einem spateren Stadium des Asylverfahrens, insbesondere nach Vorliegen einer
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durchsetzbaren Ruckkehrentscheidung oder Anordnung zur AuBerlandesbringung, kdnnen dann unter Umstanden
auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fir die
Annahme eines Sicherungsbedarfs gentgen (vgl. VwGH 23.09.2010, ZI. 2007/21/0432 mwN).Nach dem Vorliegen eines
Tatbestandes nach Paragraph 76, FPG kann die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft nur dann gerechtfertigt
sein, wenn besondere Umstande vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen des
betreffenden Fremden beflirchten lassen vergleiche VwGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem
frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme) besonderer Umstdnde, die ein Untertauchen des betreffenden Fremden schon zu diesem Zeitpunkt
konkret beflrchten lassen. In einem spateren Stadium des Asylverfahrens, insbesondere nach Vorliegen einer
durchsetzbaren Ruckkehrentscheidung oder Anordnung zur AuBerlandesbringung, kdnnen dann unter Umstanden
auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fir die
Annahme eines Sicherungsbedarfs gentgen vergleiche VwGH 23.09.2010, ZI. 2007/21/0432 mwN).

Auf Grund seines Antrages auf internationalen Schutz ist der Aufenthalt des BF derzeit im Bundesgebiet nur geduldet,
zumal ihm mangels Zulassung des materiellen Asylverfahrens auch kein vorldufiges Aufenthaltsrecht nach § 13 AsylG
2005 zukommt. Der BF verflgt in Osterreich Uber keinerlei private, familidre, soziale oder berufliche
Anknupfungspunkte und Uber keine stete (gesicherte) Unterkunft. Der BF ist mittellos und nicht erwerbstatig. Dem
Vorwurf in der Beschwerde, dass die belangte Behdrde sich mit der konkreten Situation des BF nicht hinreichend
auseinandergesetzt hatte, kann im Hinblick auf die von der belangte Behorde im angefochtenen Bescheid getroffenen
Feststellungen nicht gefolgt werden. Vielmehr ist dem BF entgegenzuhalten, dass er in seiner Beschwerde von sich aus
keine konkreten Angaben zu seiner individuellen Situation in Osterreich getétigt hat.Auf Grund seines Antrages auf
internationalen Schutz ist der Aufenthalt des BF derzeit im Bundesgebiet nur geduldet, zumal ihm mangels Zulassung
des materiellen Asylverfahrens auch kein vorlaufiges Aufenthaltsrecht nach Paragraph 13, AsylG 2005 zukommt. Der
BF verfiigt in Osterreich (iber keinerlei private, familidre, soziale oder berufliche Ankniipfungspunkte und (iber keine
stete (gesicherte) Unterkunft. Der BF ist mittellos und nicht erwerbstatig. Dem Vorwurf in der Beschwerde, dass die
belangte Behdrde sich mit der konkreten Situation des BF nicht hinreichend auseinandergesetzt hatte, kann im
Hinblick auf die von der belangte Behdrde im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen nicht gefolgt
werden. Vielmehr ist dem BF entgegenzuhalten, dass er in seiner Beschwerde von sich aus keine konkreten Angaben
zu seiner individuellen Situation in Osterreich getatigt hat.

Der BF hat bereits in anderen Staaten (erfolglose) Asylantrage gestellt und durch sein Untertauchen sein Bestreben
gezeigt, Malinahmen zur Durchsetzung der gegen ihn erlassenen Entscheidungen und zur allfalligen Ruckfihrung in
den Herkunftsstaat zu vereiteln. Der BF reiste auch mehrmals unerlaubt zwischen zahlreichen europaischen Staaten
hin und her, ohne die jeweiligen Einreise- und Aufenthaltsvorschriften zu beachten. Auch der Umstand, dass der BF in
den einzelnen Staaten jeweils unterschiedliche Angaben zu seiner Identitat tatigte, weist daraufhin, dass der BF
durchaus die Absicht verfolgt, sich dadurch behordlichen (europaischen) Verfahren zu entziehen oder diese im Hinblick
auf mogliche aufenthaltsbeendende MalRnahmen zu verzégern.

Dabei darf auch nicht vergessen werden, dall bereits ein abgeschlossenes Dublin verfahren vorliegt und der
Beschwerdefiihrer seinen zweiten Antrag auf internationalen Schutz (fir dessen rechtskraftigen Abschluf3 es keine
Hinweise im Akt gibt) erst im Zuge der Einvernahme zur Verhdangung der Schubhaft und ohne ndheren Angaben
gemacht hat und solcherarts nicht nur die Voraussetzungen des 8§ 76 Abs 2 Ziffer 3 FPG sondern auch die des § 76 Abs
2 Ziffer 4 FPG erflillt sind.Dabei darf auch nicht vergessen werden, daf} bereits ein abgeschlossenes Dublin verfahren
vorliegt und der Beschwerdeflihrer seinen zweiten Antrag auf internationalen Schutz (fir dessen rechtskraftigen
AbschluBR es keine Hinweise im Akt gibt) erst im Zuge der Einvernahme zur Verhangung der Schubhaft und ohne
naheren Angaben gemacht hat und solcherarts nicht nur die Voraussetzungen des Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 3 FPG
sondern auch die des Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 4 FPG erfiillt sind.

Im vorliegenden Fall ist daher von einer erheblichen Fluchtgefahr auszugehen, zumal besondere Umstande vorliegen,
die ein Untertauchen des Fremden beflrchten.

Wie die belangte Behdrde auch zu Recht festgehalten hat, erweist sich unter Berlcksichtigung der personlichen
Umstande und des bisherigen Verhaltens des BF die Anordnung einer "weniger einschneidenden MalRnahme" zur
Sicherung der Anordnung der AuBerlandesbringung als nicht geeignet, um den erforderlichen Sicherungszweck
(Durchfithrbarkeit der Uberstellung in den zusténdigen Dublin-Staat) zu erreichen. Weder verfiigt der BF Uber
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ausreichende finanzielle Mittel fir die Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit, noch war davon auszugehen, dass
er sich in irgendeiner Weise den Behdrden fur die beabsichtigte Abschiebung aus freien Sticken zur Verfigung halten

wdirde.

Eine auf den vorliegenden Einzelfall bezogene Gesamtabwagung zwischen dem 6ffentlichen Interesse an der Sicherung
der Verfahrens zur Erlassung einer Anordnung zur AuBerlandesbringung und der Abschiebung einerseits und der
Schonung der personlichen Freiheit des BF andererseits ergibt somit (selbst wenn man von einer Minderjahrigkeit des
Beschwerdeflihrers ausgehen wiirde), dass das erwahnte 6ffentliche Interesse tberwiegt, weil ohne Anordnung der

Schubhaft die Durchfiihrung des Verfahrens und der Uberstellung vereitelt werden warde.

Hinsichtlich der zeitlichen Grenzen der Schubhaft im Sinne des Art 28 Absatz 3, ist anzumerken, dall die
AuBerlandesbringung fir 30.9.2014 geplant ist und die Abschiebung daher auch in einem engen zeitlichen Kontext
stattfinden wird.Hinsichtlich der zeitlichen Grenzen der Schubhaft im Sinne des Artikel 28, Absatz 3, ist anzumerken,
dal3 die AuBerlandesbringung fur 30.9.2014 geplant ist und die Abschiebung daher auch in einem engen zeitlichen

Kontext stattfinden wird.

Dass besondere, in der Person des BF gelegene Umstande vorliegen, die der Schubhaft entgegenstehen wurden, ist

weder den vorgelegten Akten noch dem Vorbringen in der Beschwerde zu entnehmen.
Die (fortgesetzte) Anhaltung in Schubhaft erweist sich daher als erforderlich und verhaltnismaRig.

3.3.3. Es war daher gemdl3 8 22a Abs. 3 BFA-VG iVm. Art. 28 Dublin llI-VO festzustellen, dass zum Zeitpunkt dieser
Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft malgeblichen Voraussetzungen vorliegen.3.3.3. Es war daher
gemal Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG in Verbindung mit Artikel 28, Dublin 11I-VO festzustellen, dass zum Zeitpunkt

dieser Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maf3geblichen Voraussetzungen vorliegen.

3.4. Zu Spruchpunkt Ill. (Abweisung der Antrage auf Kostenersatz)3.4. Zu Spruchpunkt rémisch drei. (Abweisung der

Antrage auf Kostenersatz):

3.4.1. Da nach der bereits dargelegten Ansicht des erkennenden eine Schubhaftbeschwerde gemal3§ 22a BFA-VG der
MalRnahmenbeschwerde naher liegt als einer (reinen) Bescheidbeschwerde und auch nicht davon auszugehen ist, dass
der Bundesgesetzgeber die Frage des Kostenersatzes im Falle einer Schubhaftbeschwerde im Unterscheid zu der bis
31.12.2013 geltenden Rechtslage ungeregelt lassen wollte, hat gemal 8 35 VwGVG im Fall eines entsprechenden
Antrages auch ein Abspruch Uber einen Ersatz der im Antrag naher bezeichneten Aufwendungen (Kosten) zu
erfolgen.3.4.1. Da nach der bereits dargelegten Ansicht des erkennenden eine Schubhaftbeschwerde gemalRd
Paragraph 22 a, BFA-VG der MalRnahmenbeschwerde naher liegt als einer (reinen) Bescheidbeschwerde und auch nicht
davon auszugehen ist, dass der Bundesgesetzgeber die Frage des Kostenersatzes im Falle einer Schubhaftbeschwerde
im Unterscheid zu der bis 31.12.2013 geltenden Rechtslage ungeregelt lassen wollte, hat gemal Paragraph 35, VwWGVG
im Fall eines entsprechenden Antrages auch ein Abspruch Uber einen Ersatz der im Antrag naher bezeichneten
Aufwendungen (Kosten) zu erfolgen.

Der mit "Kosten" betitelte § 35 VWGVG lautet:Der mit "Kosten" betitelte Paragraph 35, VWGVG lautet:
"§ 35.

(1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Auslibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei.(1) Die im Verfahren tber Beschwerden wegen Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer
Aufwendungen durch die unterlegene Partei.

(2) Wenn die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fur
rechtswidrig erklart wird, dann ist der Beschwerdefuhrer die obsiegende und die Behdrde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdefiihrer vor der Entscheidung
durch das Verwaltungsgericht zurtickgezogen wird, dann ist die Behérde die obsiegende und der Beschwerdefuhrer
die unterlegene Partei.

(4) Als Aufwendungen gemal3 Abs. 1 gelteni4) Als Aufwendungen gemal3 Absatz eins, gelten:


https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/35
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/35

1. die Kommissionsgebihren sowie die Barauslagen, fur die der Beschwerdefihrer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht

verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbetrage fur den Schriftsatz-, den Verhandlungs-
und den Vorlageaufwand.

(5) Die Hohe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw.
der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Fiur den Ersatz der den Behdrden
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und
Verhandlungsaufwand der Behérden entspricht.

(6) Die 88 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Abs. 1 sinngemalR anzuwenden(6) Die
Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemald Absatz eins, sinngemald anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mindlichen Verhandlung
gestellt werden."

Die HOhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen Austbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemall Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG und Beschwerden wegen
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaR Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG als
Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in 8 1 der VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), BGBI. Il
Nr. 517/2013, wie folgt festgesetztDie Hohe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen
Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2,
B-VG und Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaf
Artikel 130, Absatz 2, Ziffer eins, B-VG als Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in Paragraph eins, der

VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 517 aus 2013,, wie folgt festgesetzt:
"1. Ersatz des Schriftsatzaufwands des Beschwerdefuhrers als obsiegende Partei 737,60 Euro

2. Ersatz des Verhandlungsaufwands des Beschwerdeflhrers als obsiegende Partei 922,00 Euro

3. Ersatz des Vorlageaufwands der belangten Behérde als obsiegende Partei 57,40 Euro

4. Ersatz des Schriftsatzaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 368,80 Euro

5. Ersatz des Verhandlungsaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 461,00 Euro

6. Ersatz des Aufwands, der fir den BeschwerdefUhrer mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens
verbunden war (Schriftsatzaufwand) 553,20 Euro

7. Ersatz des Aufwands, der fur die belangte Behdrde mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens verbunden
war (Schriftsatzaufwand) 276,60 Euro."

3.4.2. Im gegenstandlichen Verfahren wurde sowohl gegen den im Spruch genannten Bescheid, mit dem die Schubhaft
angeordnet wurde, als auch gegen die Anhaltung in Schubhaft Beschwerde erhoben.

Da zwar der Schubhaftbescheid und die darauf gesttitzte Anhaltung in Schubhaft in Spruchpunkt I. fir rechtswidrig
erklart wurden, jedoch in Spruchpunkt Il. das Vorliegen der Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft
festgestellt wurde, ist weder die beschwerdefiihrende Partei noch die belangte Behérde als (ganzlich) obsiegende
Partei iSd. 8 35 Abs. 2 VWGVG anzusehen.Da zwar der Schubhaftbescheid und die darauf gestitzte Anhaltung in
Schubhaft in Spruchpunkt rémisch eins. fir rechtswidrig erklart wurden, jedoch in Spruchpunkt rémisch zwei. das
Vorliegen der Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft festgestellt wurde, ist weder die
beschwerdefihrende Partei noch die belangte Behérde als (ganzlich) obsiegende Partei iSd. Paragraph 35, Absatz 2,

VwWGVG anzusehen.

Da die Schubhaftbeschwerde des BF somit nur zum Teil erfolgreich war, findet im Hinblick auf § 35 Abs. 1 bis 3 VWGVG
kein Kostenersatz statt (vgl. VwGH 05.09.2002, ZI. 2001/02/0209 zu§ 79a AVG idF BGBI Nr. 51/1991, der vor dem
01.01.2014 die Kostenfrage im Schubhaftverfahren vor dem UVS regelte und im Wesentlich dem nunmehrigen § 35
VWGVG entspricht; demnach war 8 79a Abs. 2 und 3 nur bei ganzlichem Obsiegen anzuwenden)Da die
Schubhaftbeschwerde des BF somit nur zum Teil erfolgreich war, findet im Hinblick auf Paragraph 35, Absatz eins bis 3
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VWGVG kein Kostenersatz statt vergleiche VWGH 05.09.2002, ZI. 2001/02/0209 zu Paragraph 79 a, AVG in der Fassung
Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991,, der vor dem 01.01.2014 die Kostenfrage im Schubhaftverfahren vor dem UVS
regelte und im Wesentlich dem nunmehrigen Paragraph 35, VWGVG entspricht; demnach war Paragraph 79 a, Absatz 2
und 3 nur bei ganzlichem Obsiegen anzuwenden).

Den Anfechtungsgegenstand im Rahmen einer einheitlichen Schubhaftbeschwerde nach§ 22a BFA-VG in mehrere
Verwaltungsakte (Festnahme, Schubhaftverhdangung, Anhaltung in Schubhaft) zu teilen und mehrfach bzw.
wechselseitig Pauschalkostenersatze zuzusprechen, erschiene verfehlt bzw. unsachgemald und hatte zur Folge, dass
bei ganzlichem Obsiegen in zwei oder drei moglichen und geltend gemachten Beschwerdepunkten des § 22a Abs. 1
BFA-VG stets mehrfache Pauschalkostenersatze zuzusprechen warenDen Anfechtungsgegenstand im Rahmen einer
einheitlichen Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG in mehrere Verwaltungsakte (Festnahme,
Schubhaftverhdngung, Anhaltung in Schubhaft) zu teilen und mehrfach bzw. wechselseitig Pauschalkostenersatze
zuzusprechen, erschiene verfehlt bzw. unsachgemal und héatte zur Folge, dass bei génzlichem Obsiegen in zwei oder
drei moglichen und geltend gemachten Beschwerdepunkten des Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG stets mehrfache
Pauschalkostenersatze zuzusprechen waren.

Die Antrage der beschwerdefiihrenden Partei und der belangten Behorde auf Kostenersatz waren daher gemafig 35
VWGVG abzuweisen.Die Antrége der beschwerdefiihrenden Partei und der belangten Behorde auf Kostenersatz waren
daher gemaR Paragraph 35, VWGVG abzuweisen.

Zur Eingabegebiihr wird zudem festgehaltem, dal} diese nicht nachgewiesen wurde und anderersseits weder §3
5VWGVG noch das Geblhrengesetz 1957 einen Kostenersatz im Umfang der Eingabegeblihr durch das
Bundesverwaltungsgericht vorsehen.

3.5. Zur Frage der aufschiebenden Wirkung:

Abgesehen davon, dass die Schubhaftbeschwerde der MaRBnahmenbeschwerde naher steht als der
Bescheidbeschwerde, kommt der Schubhaftbeschwerde schon aus dem Grund keine aufschiebende Wirkung zu, als
das BFA-VG in seinem 5. Hauptstick Sonderbestimmungen flr das Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht trifft, wobei sich 88 16 bis 22 BFA-VG nicht auf Schubhaftverfahren beziehen (vgl. dazu die
Erldauterungen zur RV 2144 BIgNR 24. GP 11).Abgesehen davon, dass die Schubhaftbeschwerde der
MaRnahmenbeschwerde naher steht als der Bescheidbeschwerde, kommt der Schubhaftbeschwerde schon aus dem
Grund keine aufschiebende Wirkung zu, als das BFA-VG in seinem 5. Hauptstiick Sonderbestimmungen fir das
Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht trifft, wobei sich Paragraphen 16 bis 22 BFA-VG nicht auf
Schubhaftverfahren beziehen vergleiche dazu die Erlduterungen zur Regierungsvorlage 2144 BIgNR 24.
Gesetzgebungsperiode 11).

Die auf Schubhaftverfahren anzuwendende Spezialnorm des § 22a BFA-VG tragt im Hinblick auf Beschwerdefuhrer, die
sich in Schubhaft befinden, den rechtsstaatlichen Anforderungen durch die fur diesen Fall kurze Entscheidungsfrist
von einer Woche gemaR § 22a Abs. 2 BFA-VG Rechnung (vgl. dazu auch VfSlg. 17.340/2004)Die auf Schubhaftverfahren
anzuwendende Spezialnorm des Paragraph 22 a, BFA-VG tragt im Hinblick auf Beschwerdefiihrer, die sich in Schubhaft
befinden, den rechtsstaatlichen Anforderungen durch die fur diesen Fall kurze Entscheidungsfrist von einer Woche
gemal Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG Rechnung vergleiche dazu auch VfSlg. 17.340 aus 2004,).

Der Schubhaftbeschwerde kann daher eine aufschiebende Wirkung nicht zukommen.
3.6. Entfall einer mindlichen Verhandlung

Gemald § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt 8§ 24 VWGVG.Gemé&R Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG
kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht
den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 24, VWGVG.

Der Verfassungsgerichtshof hat (in Bezug auf§ 41 Abs. 7 AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013) unter
BerUcksichtigung des Art. 47 iVm. Art. 52 der Grundrechte-Charta der Europdischen Union (im Folgenden: GRC)
ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der
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Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC steht, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehér gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdeflhrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert
oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung
erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde
aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit ergdnzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet werden
kénnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu ergdnzen oder die Beweiswlrdigung mangelhaft ist (VfGH
14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).Der Verfassungsgerichtshof hat (in Bezug auf Paragraph 41, Absatz 7, AsylG
2005 in der Fassung bis 31.12.2013) unter Berucksichtigung des Artikel 47, in Verbindung mit Artikel 52, der
Grundrechte-Charta der Europdischen Union (im Folgenden: GRC) ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer
mundlichen Verhandlung in Féllen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde
erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im
Einklang mit Artikel 47, Absatz 2, GRC steht, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen
Rahmen Parteiengehor gewahrt wurde. Hat die beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder
Fragen bereits vor der belangten Behdrde releviert oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die
Durchfiihrung einer mandlichen Verhandlung erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im
Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht
aus den Verwaltungsakten beantwortet werden kdnnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder
die Beweiswirdigung mangelhaft ist (VfGH 14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).

Da im gegenstandlichen Fall der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint,
konnte gemaR § 21 Abs. 7 BFA-VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.Da im gegenstandlichen Fall der
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint, konnte gemaR Paragraph 21,
Absatz 7, BFA-VG eine miindliche Verhandlung unterbleiben.

Zu Spruchteil B):

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133
Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemal} Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Im gegenstandlichen Fall sind beim erkennenden Gericht hinsichtlich der Anordnung und Durchfihrung der Schubhaft
sowie der vorangegangenen Festnahme keinerlei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung aufgekommen. Wie der
oben dargelegten rechtlichen Beurteilung zu entnehmen ist, weicht die gegenstandliche Entscheidung weder von der
bisherigen und auch auf die nunmehr geltende Rechtslage Ubertragbaren Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es zu irgendeinem Aspekt des fur die Entscheidung malgeblichen
Sachverhaltes an einer relevanten Rechtsprechung. Auch ist die im gegenstandlichen Fall maRgebende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Im Ubrigen liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der gegenstandlich zu I6senden Rechtsfragen vor.

Allerdings erweist sich eine ordentliche Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG
dennoch als zulassig, da hinsichtlich der folgenden Fragen noch keine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
vorliegt (siehe auch BVwG 21.01.2014, 1403 2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514~
1/7E; 28.05.2014, G311 2008102-1/5E u.a.):Allerdings erweist sich eine ordentliche Revision gegen die gegenstandliche
Entscheidung gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG dennoch als zuldssig, da hinsichtlich der folgenden Fragen noch keine
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vorliegt (siehe auch BVwG 21.01.2014, 1403 2000252-1/2E; 28.01.2014,
G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E; 28.05.2014, G311 2008102-1/5E u.a.):

Welche Rechtsnatur kommt der Schubhaftbeschwerde nach§ 22a BFA-VG (Uberwiegend) zu (MaRnahmenbeschwerde
oder Bescheidbeschwerde);Welche Rechtsnatur kommt der Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG
(Uberwiegend) zu (MaBnahmenbeschwerde oder Bescheidbeschwerde);
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bei welcher Stelle ist die Schubhaftbeschwerde rechtswirksam einzubringen (nur beim Bundesverwaltungsgericht oder
beim BFA oder bei beiden);

wann beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist gemaR§ 22a Abs. 2 BFA-VG zu laufen (mit Einlangen beim
Bundesverwaltungsgericht oder beim BFA),wann beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist gemal
Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG zu laufen (mit Einlangen beim Bundesverwaltungsgericht oder beim BFA);

wie ist das Verhaltnis des Art. 28 Dublin 11I-VO zu§ 76 FPG und ist Art. 28 Dublin IlI-VO unmittelbar oder allenfalls auch
gemeinsam mit innerstaatlichen Rechtsvorschriften (wie 8 76 FPG) anzuwenden. Findet der Verweis auf innerstaatliche
Regelungen des Art 2 lit n Dublin 1lI-VO eine abschlieBende Ausgestaltung in § 76 FPGwie ist das Verhaltnis des Artikel
28, Dublin 111-VO zu Paragraph 76, FPG und ist Artikel 28, Dublin 11I-VO unmittelbar oder allenfalls auch gemeinsam mit
innerstaatlichen Rechtsvorschriften (wie Paragraph 76, FPG) anzuwenden. Findet der Verweis auf innerstaatliche

Regelungen des Artikel 2, Litera n, Dublin 11I-VO eine abschlieBende Ausgestaltung in Paragraph 76, FPG

ob und inwieweit finden die Kostenersatzregelungen des§ 35 VwGVG auf Beschwerden gemaR§ 22a BFA-VG
Anwendung;ob und inwieweit finden die Kostenersatzregelungen des Paragraph 35, VWGVG auf Beschwerden gemaR
Paragraph 22 a, BFA-VG Anwendung;

Weil es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt, sind diese Fragen somit von grundsatzlicher

Bedeutung.

Die Revision war daher gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuzulassenDie Revision war daher gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-

VG zuzulassen.
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